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Josef Schmid

Die Bevölkerungsentwicklung
in der Bundesrepublik Deutschland

Am Stichtag der letzten Volkszählung, am 25. Mai
1987, lebten auf dem Gebiet der Bundesrepublik
61 082 800 Menschen, 432 000 mehr als 1970. Dar-
unter wurden 4,15 Millionen Ausländer gezählt,
deren Anteil sich seit der letzten Volkszählung 1970
um 70 Prozent erhöht hat. Während dieser 17 Jahre
haben die Deutschen um fast 1,3 Millionen abge-

nommen, die ausländische Bevölkerung ist dagegen
um 1,7 Millionen gestiegen.
Bevölkerung ist ein zäher, aber stetiger Fluß mit
eigenen Wachstumskräften, einer eigenen Dyna-
mik. Sie besteht im Zusammenwirken von Gebur-
ten. der Sterblichkeit bzw. der Lebenserwartung
und dem Wanderungsgeschehen 1).

I. Schlaglicht auf die Bevölkerungssituation

Mitte der sechziger Jahre wurden jährlich noch et-
was mehr als eine Million Neugeborene registriert;
1975, also nur zehn Jahre später, knapp über
600 000 Neugeborene: der Geburtenjahrgang hatte
sich beinahe halbiert. Diesen Rückgang der Gebo-
renenzahlen bezeichnet man gemeinhin als „Pillen-
knick“ — eine höchst oberflächliche Bezeichnung
zwar für einen komplexen Sachverhalt, doch hat er
dazu geführt, daß 1971 erstmals bei einer Bevölke-
rung in Frieden und Wohlstand mehr Gestorbene
als Geborene gezählt wurden. Das war ein Novum
in der Geschichte der modernen Welt, wenn nicht
der Menschheit überhaupt. Das Geburtenaufkom-
men der Ausländer hatte die absolute Bevölke-
rungsabnahme im Bundesgebiet noch zwei Jahre

) Der Artikel zielt auf eine Problemorientierung und will
daher die Darstellung der bevölkcrungsstatistischen und de-
mographischen Lage auf das Nötigste beschränken. In letzter
Zeit erschienen ausführlichere Artikel und Jahrbuchteile ge-
nau hierzu, auf die der Verfasser verweisen möchte: Statisti-
sches Jahrbuch der Bundesrepublik Deutschland 1988; Wirt-
schaft und Statistik, (1988) 12, S. 829-836. Bericht über die
Bevölkerungsentwicklung in der Bundesrepublik Deutsch-
land, Teil 1. Bundesdrucksache 8/4437, Bonn 1980; Teil 2,
Bundesdrucksache 10/863, Bonn 1984; Ch. Höhn/R. Schulz,
Bericht zur demographischen Lage in der Bundesrepublik
Deutschland, in: Zeitschrift für Bevölkerungswissenschaft,
(1987) 2; Bundeszentrale für politische Bildung (Hrsg.), Be-
'’ölkerungsentwicklung, Informationen zur politischen Bil-
dung. 220, 1988; Landeszentrale für politische Bildung Ba-
den-Württemberg (Hrsg.), Bevölkerungsentwicklung und
Bevölkerungspolitik in der Bundesrepublik Deutschland,
Stuttgart 1989; I. Cornelius, Von der Pyramide zum Pilz, in:
Landeszentrale, ebd.; B. Herwig, Die demographische Zei-
tenwende, in: Spektrum der Wissenschaft, (1989), S. 40— 49.

om Autor stammen noch folgende problemorientierte Dar-
stellungen. die die demographische Situation mit ihren Be-
gleit- und Folgeerscheinungen vertiefen: J. Schmid. Bevöl-
kerungsveränderungen in der Bundesrepublik Deutschland
~ Eine Revolution auf leisen Sohlen Stuttgart 1984; ders.
Sozialpolitische Konsequenzen der Bevölkerungsentwick
ung in: Poli die n. (1986) 287; ders Die Bevölke-
rungsfrage in der bundesdeutschen Politik, in:

,
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hinausgeschoben. Ab 1973 steht auch die Gesamt-
bevölkerung der Bundesrepublik Deutschland im
Zeichen eines jährlichen Überhanges der Sterbe-
fälle. Mit Beginn der achtziger Jahre schrumpft die
deutsche Bevölkerung allein jährlich um 100 000 bis
150 000 Menschen. 1984 standen 586 000 Neugebo-
rene 704 000 Gestorbenen gegenüber. Der Gebur-
tenrückgang hatte sich seit Mitte der siebziger Jahre
zu einem Geburtendefizit summiert ). Wir bezeich2 -
nen es so, weil die Bevölkerungsverluste durch
Sterbefälle von der Zahl der Geburten nicht ausge-
glichen werden, um den Bevölkerungsbestand zu
erhalten. Ab Mitte der siebziger Jahre werden nur
zwei Drittel einer Generation durch eigenen Nach-
wuchs ersetzt. Die Wanderungsbilanz, eine unstete
Größe, wird wie seit 1985 positiv bleiben.

Seit 1986 werden wieder mehr Geburten, und zwar
deutlich über 600 000 registriert, was einen Gebur-
tenanstieg um circa zehn Prozent bedeutet. Davon
sind aber nur drei Prozent auf vermehrten Kinder-
wunsch zurückzuführen, über sechs Prozent sind
auf eine Geburtenwelle, die die geburtenstarken
Jahrgänge der sechziger Jahre, die ins heiratsfähige
Alter gekommen sind, zurückzuführen. Wenn alle
Heiratswilligen der Geburtsjahrgänge von 1958 bis
1968 geheiratet und ihre Kinder haben, wird diese
Quelle für Mehrgeburten versiegen; dieser „Echo-
Effekt“ auf einen Geburtenberg vor über 20 Jahren
dürfte ein Vierteljahrhundert später wieder einen

2) Geburtendefizit heißt also, daß die Anzahl der Geborenen
nicht ausreicht, um die Elterngeneration in vollem Umfang
zu ersetzen. Vom bloßen Gn ationn satz (Null-Wachsan -
tum) kann man sprechen, wenn aus Ehen mindestens zwei
gesunde Kinder hervorgehen — etwas mehr als zwei, denn
allfällige Sterbefälle und die Le gbleben en müssen ja auch
ersetzt werden. Eine durchschnittliche inde rzahl von 2,2 je
Frau würde langfristig eine Bevölkerung weder zu- noch
abnehmen lassen. Es werden aber nur etwa 1,4 Kinder gebo

k
-

ren.
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Tabelle 1: Geburtenentwicklung

Jahr
Lebendgeborene

Anzahl je 1 000
Einwohner

je 1 000
Frauen >)

je 1 000
Ehen2)

1950 812 835 16,2 2 100 2 121
1955 820 128 15,7 2 108 —
1960 968 629 17,4 2 366 2 290 3)
1964 1 065 437 18,2 2 543 2 296
1965 1 044 328 17,7 2 507 2 247
1970 810 808 13.4 2 016 1 821
1975 600 512 9,7 1 451 1 465
1978 576 468 9,4 1 381 1 534
1980 620 657 10,1 1 445 1 709
1981 624 557 10,1 1 435 1 739
1982 621.173 10,1 1 407 1 739
1983 594 177 9,7 1 331 —4)
1984 584 157 9.5 1 291 —
1985 586 155 9.6 1 281 —
1986 625 963 10,3 1 349 —

1) Frauen im Alter von 15 bis unter 50 Jahren.
2) Bis zu einer Ehedauer von 19 Jahren.
3) Angabe für 1961.
4) Wegen Aussetzung des Mikrozensus für 1983 und 1984

keine Angabe, für 1985 und 1986 liegen noch keine Anga-
ben vor.

Quelle: Statistisches Bundesamt; I. Cornelius (Anm. 1),
S. 136.

solchen Effekt hervorrufen, der aber noch viel
schwächer ausfallen wird, als es dieser schon tat.

Die Bevölkerungsbilanz registriert die natürliche
Bevölkerungsbewegung, die Entwicklung von
Geburten- und Sterbefällen. Trotz des Geborenen-
anstiegs 1987 auf 642 000 mußte man einen Ster-
beüberhang (1987 von 45 000) feststellen. Die Aus-
länder sind an der Sterblichkeit nur zu einem Pro-
zent beteiligt, am Geburtenaufkommen dagegen
mit zehn Prozent.

Schaubild 1: Natürliche Bevölkerungsentwicklung
1950—19861)



wältigung schon jetzt die Weichen gestellt werden
müssen.
Schwieriger ist die Zahl der Ausländer zu progno-
stizieren. Vier Faktoren sind es, die ein Prognosti-
ker berücksichtigen muß:
1. Staatliche Gesetze (Asylrecht, Freizügigkeit im
EG-Raum, Niederlassungsbestimmungen im Aus-
länderrecht, etc.).
2. Die Altersstruktur der ausländischen Bevölke-
rung; es ist eine junge Struktur: wenig alte Men-
schen, viele Menschen im Erwerbsalter und Eltern-
paare mit Kindern, und zwar mehr Kindern als in 
deutschen Familien; erst in der 2. und 3. Genera-
tion gleichen sie sich darin den Deutschen an.
3. Die wirtschaftliche Konjunkturlage, die den ent-
scheidenden Einfluß auf Zuzüge und Fortzüge aus-
ländischer Arbeitnehmer hat.
4. Der wachsende Bevölkerungsdruck aus Ländern
der Dritten Welt, der sich unabhängig von der je-
weiligen Konjunkturlage Westeuropas aufbaut und
anhalten dürfte. Inwieweit die westliche Völkerge-
meinschaft imstande ist, diesen Einwanderungs-
druck zu steuern, steht noch dahin.
In den ersten Jahrzehnten nach dem Jahr 2000
könnten die Ausländer zehn bis zwölf Millionen

zählen — vorausgesetzt, daß Ausländergesetz und
Einbürgerungspraxis sich nicht ändern. Die offi-
zielle Ausländerprognose zieht solch eine Einwan-
derung nicht ins Kalkül. Sie rechnet übervorsichtig
mit einem Anstieg gegen sechs Millionen bis 2030
(„Modell C“). Mit den gut 42 Millionen Deutschen
ergäbe das eine offizielle Wohnbevölkerung von
über 48 Millionen am Ende des Prognosezeitraums
(„Modell I + C“).

An der Abnahme der deutschen Bevölkerung um
zehn bis 14 Millionen bis 2030 ist immer weniger zu
zweifeln. Die Anpassungsprobleme aus abnehmen-
der Bevölkerung behalten auch dann ihre Schärfe,
wenn die Kinderwünsche in den Familien wieder
steigen sollten. Es kann nicht oft genug betont wer-
den, daß selbst eine beträchtliche Zunahme der
Geburten in den nächsten Jahren an der Bevölke-
rungsentwicklung nichts Entscheidendes ändern
könnte.

Die Vorausschätzungen bestätigen, daß wir uns
längst in der Phase des sich von Jahr zu Jahr kumu-
lierenden Geburtendefizites befinden. Das bedeu-
tet langfristig eine Schmälerung der Müttergenera-
tion, der eigentlichen Nachwuchsbasis, und kein
Ende des Schrumpfens der deutschen Bevölke-
rung.

HL Altersstruktur und Alterungsvorgang

Zur Beurteilung des prognostizierten Bevölke-
rungstrends ist der alleinige Blick auf die Bevölke-
rungsgröße nicht genug. Aufschlußreicher ist die
innere Veränderung der Altersstruktur, die zwar in 
allen sozialen Epochen vor sich geht, bei anhalten-
dem Geburtendefizit aber besonders drastisch.
Man hört häufig den Einwand, daß die ursprünglich
zum Jahr 2030 erwarteten 38 Millionen Menschen
genau der Bevölkerung des Bundesgebietes im
Jahre 1925 entsprächen; nur mit einem großen Un-
terschied, der häufig vergessen wird: die Familien
brachten damals noch ausreichenden Nachwuchs
zur Welt, nämlich 2,2 Kinder pro Familie, der zum
vollen Ersatz der Elterngeneration gereicht und be-
wirkt hatte, daß der Altersaufbau tatsächlich dem
Bild einer ägyptischen Pyramide glich.

In der zweiten Hälfte der achtziger Jahre sieht sie
aus wie eine schüttere, sauere Tanne mit schmalem
Jugendsockel als Strunk, zeigt dann starke Ausfran-
sungen in den Erwachsenenjahrgängen und eine
nach oben sich ausdehnende Alterskrone. Die Al-
terspyramide um 2030 wird nach dem Muster eines
kopflastigen Pilzes aufgebaut sein.

Die Alterung der deutschen Bevölkerung kennt ei-
nen relativen und einen absoluten Faktor. Relativ
altert die Bevölkerung aufgrund eines Geborenen-

defizits: indem der Jugendsockel schrumpft, neh-
men die Altenjahrgänge anteilsmäßig zu; absolut
nehmen die Altenjahrgänge zu, wenn die Lebenser-
wartung steigt — wenn immer mehr Angehörige
eines Altenjahrgangs die nächsthöhere Altersstufe
erreichen. Die Bevölkerung der Bundesrepublik ist 
hinsichtlich seiner Schlußlichtposition in der Ge-
burtenhäufigkeit kürzlich von Italien überrundet
worden. Sie hält aber die Spitze im demographi-
schen Altern, weil relative und absolute Alterungs-
faktoren Zusammentreffen.

1. Die Jugendjahrgänge

1970, im Jahr vor der letzten Volkszählung, waren
noch 23,2 Prozent der Wohnbevölkerung unter
15 Jahre alt, 1987 nur noch 14,6 Prozent. Der
Nachwuchs bis Ende des Pflichtschulalters hat sich
also um ein gutes Drittel (35,7 Prozent) verringert.
Die Jahrgänge, die sich in den Ausbildungsgängen
befinden — also bis unter 20 — haben 1970 noch
31 Prozent betragen (18,8 Millionen bei einer Ge-
samtbevölkerung von 60,651 Millionen); 1985 nur
noch 23,3 Prozent (14,4 Millionen gegenüber
61,049 Millionen); im Jahre 2000 dann 19,6 Pro-
zent mit 11,7 Millionen und 2030 nur noch
15,4 Prozent mit 7,2 Millionen. Man sieht, wie sich
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Schaubild 2: Bevölkerungsentwicklung von 1910 bis 2030

die Geborenenhalbierung zwischen 1965 und 1972
langfristig in eine Halbierung der Jugendjahrgänge
von 1,4 Millionen auf 7,2 Millionen fortsetzt.4

Die einzige ausgleichende Bewegung ist der Nach-
wuchs des ausländischen Bevölkerungsteils, von
dessen stetigem Anwachsen wir ausgehen können.
Eine sehr vorsichtige Zuwanderungsannahme un-
terstellt bis zum Jahre 2009 einen Wanderungsge-
winn von jährlich 55 000 und ab 2010 einen ausge-
glichenen Wanderungssaldo. Dieses „Modell C“
(Tabelle 2) erbrächte im Jahre 2030 einen erhöhten
Jugendanteil von 7,2 Millionen. Man vermutet all-
gemein, daß die Ausländerprognose zu niedrig an-
gesetzt ist. Wir können uns auch auf ein Reserve-
Szenario einstellen, das um 2030 mit 10—15 Millio-
nen Ausländem rechnet anstatt nur mit circa
sechs3). Dies dürfte auch die Prognose der Jugend-
jahrgänge verändern, zumindest quantitativ. Noch
wichtiger wäre die Frage nach der Verteilung der
Bildungsqualifikationen.

3) Genauer: 3,99 bis 5.82 Millionen; vgl. Ch. Höhn/
R. Schulz (Anm. 1), S. 140.

4) Bericht der Kommission „Altern als Chance und Heraus-
forderung“ (erstellt im Auftrag der Landesregierung von
Baden-Württemberg). September 1988.

2. Die Altenjahrgänge

Seit der Volkszählung 1970 haben Menschen über
65 Jahren von acht Millionen (13,2 Prozent) auf
9,3 Millionen (15,3 Prozent) zugenommen. Das
durchschnittliche Pensionsalter macht die Eintei-
lung ab 60 sinnvoll; damit ist ein sozialer Eintritt ins
Alter bezeichnet, unabhängig von biologisch-physi-
schen Alterserscheinungen. Die Altenjahrgänge
sind die einzigen, die kontinuierlich zunehmen, und
zwar von 12,3 Millionen 1985 auf 17,5 bis zum Jahre

2030, was einem Anstieg von heute 20,3 auf
37,3 Prozent entspricht. Eine leichte Steigerung der
Lebenserwartung in den kommenden Jahrzehnten
wird die Gruppe auf 40 Prozent der Gesamtbevöl-
kerung bringen. Ein Mehr an Geburten und die
Einwerbung jüngerer Migranten könnten diesen
Anteilswert etwas drücken.

Gerontologen und Sozialpolitiker sind sich einig,
daß man nicht einheitlich von „Alter“ sprechen
kann4). Die Lebenserwartung 60jähriger Männer
beträgt noch gut 18 Jahre, diejenige 60jähriger
Frauen noch 22 Jahre, so daß man das „Alter“ im
althergebrachten Sinne erst ab 75 beginnen lassen
möchte, zumal erst von da ab Pflegebedürftigkeit in
nennenswertem Umfang vorkommt. Die „jungen“
oder „rüstigen Alten“ von 60 bis 75 könnten noch in
mehrfacher Hinsicht Leistungserbringer sein. Sie
werden das sogar sein müssen, weil die „alten Al-
ten“ oder Hochbetagten ab Ende 70 stark zuneh-
men: Hier haben wir eine Art Bevölkerungsexplo-
sion.

1986 waren in der Bundesrepublik 188 700 Men-
schen 90 Jahre und älter, das sind von 100 000
Deutschen 300. Hundert Jahre früher kamen nur
17 Menschen dieses Alters auf 100 000 Einwohner.
Laut Statistischem Bundesamt waren im Jahre 1950
erst 20 000 Menschen 90 und älter, 1960 schon
40 000, im Jahr 1980 82 000 und im Jahre 2000
könnten es gar 444 000 werden, was heißt, daß dann
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Tabelle 2: Modellrechnungen zur Gesamtbevölkerung (Deutsche und Ausländer), 1985-2030

Stand
1. 1. 1985

Modell I plus
Modell C

1990 2000 2010 2020 2030

Bevölkerungsstand:
in 1000 61 049 61 030 60 484 57 803 53 587 48 418
1985 = 100 100 100 99 95 88 79
Nach dem Alter:
unter 20 in 1 000 14 365 12 500 11 977 10 234 8 226 7 299
% 23,5 20,5 19,8 17,7 15,4 15,1
1985 = 100 100 87 83 71 57 51
20 bis unter 60
in 1000 34 311 35 585 33 731 32 025 28 804 22 767
% 56,2 58,3 55,8 55,4 53,8 47,0
1985 = 100 100 104 98 93 84 66
60 und mehr
in 1000 12 372 12 945 14 777 15 544 16 556 18 352
% 20,3 21.2 24,4 26,9 30,9 37,9
1985 = 100 100 105 119 126 134 148

Quelle: Bundesminister des Innern, 1987; Anlage 3

von 100 000 Einwohnern durchschnittlich 730 Men-
schen 90 Jahre und älter sind.

Hier ist vielleicht eine Bemerkung zur Langlebig-
keit von Frauen angebracht: Der Frauenüberschuß
in den Altenjahrgängen rührt nur zum Teil von den
männlichen Kriegsausfällen her, vielmehr von einer
humangenetisch und verhaltensbedingten Über-
Sterblichkeit des männlichen Geschlechts. In der
Gesamtbevölkerung kommen auf 100 Männer
109 Frauen. Bei den über 60jährigen ist das Ver-
hältnis 100 zu 179, bei den 85jährigen sogar 100 zu
293.1986 gab es 1 620 hundertjährige Frauen, aber
nur 396 Männer dieses Alters5).

s) Ygl. U. Lehr. Vom Achtstundentag zum Nullstunden-
tg in: Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 24. März

Die Bewältigung der Altenfrage ist nicht nur eine
finanzielle; sie wird organisatorische Konsequen-
zen erfordern (Schaffung von Betreuungseinrich-
tungen, Selbsthilfe-Netze der Alten; mehr Alten-
heimplätze mit mehr Personalbedarf). Pflegefälle
nehmen erst ab 75 Jahren in vermehrtem Umfang
zu. Durch den Rückgang der Kinderzahlen und die
Berufstätigkeit der Töchter und Schwiegertöchter
wird die Familienpflege häufig ausfallen. Das Öff-
nen der Einwanderungsschleuse ist nur bedingt eine
Lösung, weil Sprach- und Kulturdifferenzen gerade
den Pflegebereich nicht komplizieren sollen.

3. Menschen im Erwerbsalter

Die Gruppe der Arbeits- oder Erwerbsfähigen zwi-
schen 20 und 60 Jahren steht derzeit bei 35 Millio-

nen; sie hat im Zuge des Eintritts der geburtenstar-
ken Jahrgänge in das Erwerbsalter diese Höhe er-
reicht. Sobald diese sich zur Gänze im erwerbsfähi-
gen Alter befinden und von da ab nur die geburten-
schwachen Kohorten (der ab 1970 Geborenen)
nachkommen können, beginnt sich — um im Bild
der Alterspyramide zu bleiben — diese Gruppe von
unten her zu verdünnen und auch als solche zu
altern (siehe Schaubild 3).

Bis 1993/95 wird noch ein Zuwachs zu erwarten
sein, ab dann jedoch beginnt eine unweigerliche
Abnahme, auch nachdem die „Frauenreserve“ aus-
geschöpft ist. Die weibliche Erwerbsbeteiligung ist 
in der Bundesrepublik im Vergleich zu anderen
Industrienationen niedrig. Die Vorausschätzungen
ergeben einen langsamen Rückgang bis 2010 auf
32 Millionen, und von da ab ein beschleunigtes Ab-
sinken, und zwar auf 28,8 Millionen 2020 und
22,8 Millionen im Jahre 2030: Ein Rückgang um
13 Millionen der Menschen im erwerbsfähigen Al-
ter in nur gut 40 Jahren.

Nun geht die sogenannte Arbeitsmarktbilanzja von
anderen Größen aus. Von der Gruppe der Men-
schen im erwerbsfähigen Alter, dem äußeren demo-
graphischen Rahmen der Arbeitstätigkeit, ist zu-
nächst das Arbeitskräftepotential zu unterscheiden.
Es besteht aus den Erwerbstätigen, derzeit 25 Mil-
lionen, den 2,2 Millionen registrierten Arbeitslosen
und der „Stillen Reserve“, die sich im Wartestand
fühlt oder aufhält. Wir werden bis Mitte der neu-
nziger Jahre mit über 28 Millionen sogenannten
Erwerbspersonen (Erwerbstätige und Arbeitslose)
rechnen müssen. Nun unterliegt auch das Arbeits-
kräftepotential und in dessen Verlängerung die
Gruppe der Erwerbspersonen dem allgemeinen
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Schaubild 3: Anteil der Erwerbsbevölkerung an
der Gesamtbevölkerung

4. Die Generationenverhältnisse —
demographisch gesehen



nicht verdient hatte. Der geringe Anteil der Älteren
war auf die hohe Sterblichkeit zurückzuführen (die
Lebenserwartung betrug damals im Durchschnitt
unter 50 Jahre), vor allem aber aufdie hohe Gebur-
tenhäufigkeit, die seinerzeit so problematisch war,
wie heute in den Entwicklungsländern. Im Jahr
1985 betrug der Anteil der 60jährigen und älteren
20 Prozent und der Alterslastquotient 36 zu 100.

Wenn wir wieder die Vorausschätzung nach „Mo-
dell I + C“ zugrunde legen, einschließlich der An-
nahme, daß die Sterblichkeit bis zur Jahrhundert-
wende noch um fünf Prozent abnimmt, dann erhöht
sich der Anteil der über 60jährigen noch nicht
gleich, weil die geburtenstarken Jahrgänge um 1960
noch für einen relativen Ausgleich sorgen. Im
Jahr 2000 werden auf 100 Erwerbstätige jedoch

schon 44 Menschen im Alter von 60 Jahren und
mehr kommen, so daß sich dann im Spitzenjahr
2030 ein Alterslastquotient von 81 zu 100 ergeben
wird.

Weil der Anteil der abhängigen Jugendlichen sich
gegenüber den Menschen im erwerbsfähigen Alter
verringert, wird gleichzeitig der Jugendlastquotient
von 40 auf etwas über 30 absinken. In diesem Zu-
sammenhang wird der Vorschlag diskutiert, die auf
Seiten der Jugendjahrgänge angeblich freiwerden-
den Ressourcen auf die wachsende Altenlast umzu-
buchen. Davor ist dringend zu warnen. Eine Hoch-
technologiegesellschaft muß in ihre Jugendjahr-
gänge besonders investieren, da sie auf Jahrzehnte
hinaus der Aktivposten ihrer Volkswirtschaft und
ihres Sozialsystems sind.

IV. Familien- und Haushaltsstruktur

Bevölkerungswissenschaft will nicht das private
Glück vermessen. Doch nichts steht außerhalb von
Einflüssen und Rückwirkungen in der industriellen
Zivilisation. Familie ist die Instanz, die einer Kultur
biologisch Dauer verleiht. In der „natürlichen“ Be-
völkerungsbewegung mischen sich biologische Re-
produktion, das natürliche Ende jedes lebendigen
Organismus mit einer bestimmten kulturellen
Überformung6). Gut 90 Prozent der Kinder stam-
men immer noch aus Ehen und Familien. Mit ihrer
Gründung ist in hohem Maß eine Entscheidung für
Nachwuchs verbunden7). Eheverhältnisse und der
Wandel der Familienformen liegen existentiell je-
der Gesellschaft zugrunde. Staatliche Politik hat
kein eindeutiges und einfaches Verhältnis zu Ehe
und Familie. Daß das Sozialstaatskonzept genaue
Analysen benötigt, ist außerhalb jeder Diskussion.
Die Hervorbringung des Nachwuchses ist Privatsa-
che; sobald er zur Welt gebracht ist, greifen Staat
und Gesellschaft als Zukunftsträger nach ihm. Pri-
vate und öffentliche Kalkulationen scheinen nicht
mehr übereinzustimmen. Der Generationenersatz
wird zur Illusion.

8) Vgl. J. Schmid, Bevölkerungsveränderungen (Anm. 1),
S. 20.

Daß in der amtlichen Statistik die Familie hinter der
Haushaltsgröße verschwindet, kränkt die Kultur-
kritik schon seit einem Jahrhundert. Der Zwang zur
Nüchternheit erlaubt aber keine Sentimentalitäten.
Unser Mikro-Zensus zählt circa 25 Millionen Pri-
yathaushalte, darunter acht Millionen Ein-Person-
Haushalte und 17 Millionen Mehrpersonen-Haus-
halte. Unter diesen Mehrpersonen-Haushalten sind

6) Hierzu äußert sich dezidiert die Bevölkerungssoziologie;
gl- G. Mackenroth. Bevölkerungslehre, Berlin 1953;
1 Schmid. Einführung in die Bevölkerungssoziologie,
v

Rein-
bek 1976; J. Cromm. Bevölkerung — Individuum — Gesell-
Shaft, Opladen 1988.
7)BMJFFG, Nichteheliche Lebensgemeinschaften in der
Bundesrepublik Deutschland. Stuttgart 1985; M. Wingen,
Dich teheliche Lebensgemeinschaften, Zürich-Osnabrück

solche, in denen „Nichtverwandte“ Zusammenle-
ben. Wir können davon ausgehen, daß dies in der
Mehrzahl eheähnliche Verbindungen sind, „Zu-
sammenleben ohne Trauschein“ genannt. Sie dürf-
ten — niedrig gerechnet — eine Million umfassen.
Den Rest gliedern wir in Generationen-Haushalte,
wovon die kinderlosen Ehepaare wiederum von den
Ehepaaren mit Kindern, d. h. von „Familien“
(8,7 Millionen oder 34 Prozent aller Haushalte) zu
trennen sind. Die 400 000 Drei- und Mehr-Genera-
tionen-Haushalte spielen eine immer geringere
Rolle. Auffallend sind die vielen „Alleinstehen-
den“: die Ledigen, verheiratet getrennt Lebenden,
Verwitweten oder Geschiedenen mit Kindern —
letztere Gruppe nimmt wegen der vielen Scheidun-
gen stark zu.

Die Familien- und Haushaltsgrößen werden zu-
meist durch die Kinderzahlen bestimmt; hier ein
historischer Vergleich: Aus Ehen, die um 1900 ge-
schlossen wurden, gingen im Durchschnitt vier bis
fünf Kinder hervor, von denen circa drei das Kin-
desalter überlebten. Die Hälfte aller Ehen hatte
noch vier und mehr Kinder. Während damals aus
100 Ehen an die 500 Kinder hervorgingen, gehen
aus 100 Ehen, die seit 1970 geschlossen wurden,
lediglich 150 Kinder hervor. Das Reproduktions-
verhalten dieser Ehen verteilt sich wie folgt: 20 Pro-
zent sind kinderlos, 25 Prozent haben ein Kind,
40 Prozent zwei Kinder und 15 Prozent haben noch
drei Kinder und mehr. Wir sprechen hier von einer
Schrumpfung der Geburtenordnung: Während sich
früher die Gebärphase über viele Ehejahre er-
streckte, konzentriert sie sich heute auf wenige
Jahre8).

Seit zehn Jahren pendelt die Zahl der Eheschlie-
ßungen um 350 000. 1971 war das letzte Jahr, in
dem die Zahl der Eheschließungen (432 000) noch
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größer war als die der Ehelösungen durch Tod oder
Scheidung9). Man hatte bis in die siebziger Jahre
scherzhaft von der „verheirateten Gesellschaft“ ge-
sprochen. Seit den siebziger Jahren jedoch nimmt
der Anteil der Verheirateten an der Bevölkerung
ab, weil zum einen die Ehescheidungen steigen und
zum anderen wir eine sinkende Heiratsneigung von
Ledigen, Verwitweten und Geschiedenen feststel-
len müssen. Der Anteil der Nicht-Verheirateten an
den Hauptheiratsjahrgängen wird immer größer.
Zum anderen fällt auch eine gewisse Zurückhaltung
bei der Wiederverheiratung auf. Sie stand lange bei
80 Prozent, so daß Zweifel an der Institution Ehe
gar nicht aufkommen wollten. Nun jedoch heiraten
nur noch zwei Drittel der Geschiedenen erneut.
Manche führen dies auf die Scheidungsfolgen nach
dem Ehe- und Familienrecht von 1976 zurück, die
große finanzielle Belastungen bringen können.

10) Vgl. J. Schmid. Familie und industrielle Entwicklung, in:
Politische Studien, (1979) 246, vgl. dort verwendete famili-
ensoziologische Literatur; S. Rupp/K. Schwarz/M. Wingen
(Hrsg.), Eheschließung und Familienbildung heute, Wiesba-
den 1980.
11) Vgl. K. Schwarz. Eltern und Kinder in unvollständigen
Familien, in: Zeitschrift für Bevölkerungswissenschaft. 10
(1984) 1.
12) Vgl. W. Lengsfeld/W. Linke/K. Pohl. Familienbildung
in der Bundesrepublik Deutschland. Ergebnisse der Panel-
studie des Bundesinstituts für Bevölkerungsforschung, Wies-
baden-Boppard 1989, S. 231 ff. ,
13) Vgl. K. Schwarz, Die Alleinlebenden, in: Zeitschrift für
Bevölkerungswissenschaft, (1983) 2.

Es ist auffällig, daß Geburtentief und verändertes
Heiratsverhalten der jüngeren Generation zeitlich
zusammenfallen. Die jüngere Generation bleibt
länger unverheiratet. Sicher ist dies auch auf die
verlängerte Ausbildungsphase und den späteren
Berufseinstieg zurückzuführen; nicht zuletzt aber
auf eine gewachsene Zurückhaltung gegenüber der
Ehe als Lebensform, Diese „Ehemüdigkeit“ finden
wir bei beiden Geschlechtern. Für Männer gestaltet
sich die berufliche Etablierung zusehends schwieri-
ger, immer mehr Frauen werden finanziell unab-
hängig und werden gegenüber Bindungen kritisch.
Sie entwickeln einem Schlagwort zufolge, einen ei-
genständigen „weiblichen Lebenszusammenhang“.
Sexuelle Bedürfnisse werden nicht mehr nur in der
Ehe befriedigt. All dies mag dazu führen, daß die
Menschen, die niemals heiraten, vielleicht auf
25 Prozent der Bevölkerung anwachsen werden.

Das Scheidungsgeschehen ist lebhaft und führt
nicht selten zur Rückkehr in eine Einzelexistenz.
Alle Industrienationen melden hohe Scheidungszif-
fern. In der Bundesrepublik stiegen sie rapide in 
den siebziger Jahren; mit 120 000 bis 130 000 Ehe-
scheidungen in den letzten Jahren ist inzwischen die
Scheidungshäufigkeit der Nachkriegszeit übertrof-
fen worden, wo die Gründe hierfür auf der Hand
lagen. Inzwischen dürften neue hinzugekommen
sein:

Das Nachlassen der religiösen Bindungen wie der
Hinweis auf die Anforderungen des Berufslebens,
die die Partner einander entfremden, gehören zu
den alten Gründen. Der industriellen Revolution ist 
der allgemeine soziale Aufstieg der Bevölkerung
zuzuschreiben. Mit dem Bildungsgrad und den
neuen Erlebnisqualitäten sind auch die Ansprüche
an den jeweiligen Partner gestiegen. Ehen werden
nicht mehr zur Sicherung materieller Existenz ge-
schlossen, sondern sind den persönlichen Neigun-
gen und Entscheidungen überantwortet. Die In-

’) Vgl. Wirtschaft und Statistik, 8/1986, S. 582 (Bevölke-
rungsentwicklung 1985).

stanzen, die einst Orientierungshilfen gewesen wa-
ren, haben sich verflüchtigt10).

Mit dem Rückgang der Kinderzahlen in den Fami-
lien ist ein bedeutsames Scheidungshindernis weg-
gefallen. „Scheidungswaisen“ sind immer weniger
Gegenstand besonderer Rücksicht durch schei-
dungswillige Eltern. Zwischen Scheidungshäufig-
keit und geringer Kinderzahl in den Ehen ist ein
Zusammenhang nicht zu leugnen. 100 000 Kinder
sind jährlich von der Scheidung der Eltern betrof-
fen. Die Hälfte aller Ehen, die geschieden werden,
ist kinderlos. Die Scheidungsquote beträgt 30 Pro-
zent, d. h. ein Drittel aller Ehen wird geschieden,
von Jungehen sogar nach drei bis fünf Jahren ein
Viertel. 18 Prozent aller ehelich geborenen Kinder
werden vor dem 18. Geburtstag „Scheidungswai-
sen“. Die Hälfte von ihnen wird Stiefeltern bekom-
men11)-

Früher hat der Beitrag, den man für die Familie
leistete, Rang und Ansehen verliehen. Inzwischen
haben sich die Beurteilungsinstanzen vertauscht.
Heute urteilt der einzelne darüber, was ihm eine
Familie noch nützen kann. Das individuelle Nut-
zenkalkül bildet die Meßlatte für den Sinn und
Zweck von Familie.

Der Reiz, ein neues Leben mit einem neuen Partner
zu beginnen, ist unwiderstehlich in einer Gesell-
schaft, in der auch menschliche Beziehungen Wa-
rencharakter annehmen, d. h. der Gebrauchsprü-
fung und Erneuerung unterliegen. Durch die Schei-
dung wird immer häufiger eine getroffene Lebens-
entscheidung revidiert, wenn sie sich als unbefriedi-
gend erweist. Wie bereits erwähnt, sind die Frauen
kritischer geworden. Bei Untersuchungen wollten
etwa nur die Hälfte von ihnen denselben Mann wie-
der heiraten, während etwa 80 Prozent der Ehe-
männer mit ihrer Partnerwahl zufrieden wa-
ren ).12

Das Scheidungsgeschehen ist die Hauptquelle für
die große und vielschichtige Gruppe der Alleinle-
benden geworden. Sie dürfte viel zum Verständnis
der gegenwärtig sich vollziehenden Veränderungen
im Familien- und Partnerschaftsbereich beitra-
gen 13). Der Mikro-Zensus des Jahres 1985 weist
— wie oben erwähnt — 7,3 Millionen Alleinle-
bende aus: Verwitwete, ledige Frauen und Männer,
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geschiedene Frauen und Männer sowie verheiratet
getrenntlebende Männer und Frauen. Alleinleben
von Witwern und Witwen in einem Einzelhaushalt
kennt man von früher, auch ihr Zusammenleben
ohne zu heiraten ist eine alte Sache; neu ist, daß die
Zahl der Witwen und Witwer immer mehr zu-
nimmt. Wir haben circa 3% Millionen Witwen und
circa 500 000 Witwer. Ledige Frauen und Männer
- ledige Männer etwas weniger als ledige
Frauen — um etwa 1,5 Millionen und circa 500 000
geschiedene Frauen. Nicht zu verwechseln ist diese
Gruppe mit den 11,8 Millionen sogenannten „Al-
leinstehenden“: Ledige, Geschiedene, Verwitwete
und Getrenntlebende, die alle mit Kindern Zusam-
menleben 14).

15) Vgl. L. Roussel. L’evolution ricente de la structure des
mnages dans quelques pays industriels, in: Population, 41
(1986) 6; ders.. Deux dcennies de mutations demographi-
ques (1965—1985) dans les pays industrialisds, in: Popula-
tion, 42 (1987) 3.
16) Das hoffte man noch 1975 in einer Einschätzung des Sta-
tistischen Bundesamtes zur Bevölkerung der Bundesrepublik
Deutschland.

Familien Alleinstehender, also mit minderjährigen
Kindern, machen 12,8 Prozent aller Familien aus.
In ihnen leben 10,8 Prozent aller Kinder unter
18 Jahren. Hinsichtlich der Alleinlebenden war
1970 ein Einschnitt festzustellen: Waren vorher die
meisten Alleinlebenden Witwen und Witwer, so
sind es ab 1970 Geschiedene. Außerdem haben wir
in der Bundesrepublik 157 000 unverheiratete bzw.
„ledige“ Mütter (wie man sie früher unrichtig
nannte), mit 179 000 minderjährigen Kindern.

Dies zeigt, was sich hinter der Kategorie „Ein-Per-
son-Haushalte" alles verbergen kann. 1939 mach-
ten sie erst zehn Prozent aus, 1950 schon fast
20 Prozent und 1985 bereits 33 Prozent der Haus-
halte. Ebenso ist der Anteil der Menschen, die in
Ein-Person-Haushalten wohnen, von drei Prozent
1939 auf fast Prozent angewachsen. Jeder sie15 -
bente bis achte Mitbürger lebt allein. In den Groß-
städten des Bundesgebietes mit 100 000 und mehr
Einwohnern gibt es schon 40 Prozent Ein-Person-
Haushalte. Hier lebt schon fast jeder fünfte allein.
Auch in den kleineren Gemeinden ist ein rascher
Anstieg zu beobachten. Im übrigen handelt es sich
um eine Entwicklung, die wir in ganz Europa ver-
folgen können 15).
Wohnungsmarkt und Architektur müssen neben
den ökonomischen und den staatlich und sozial ge-
steuerten Bedingungen mehr und mehr die demo-
graphische Lage beachten. Steigende Alterung be-
deutet nicht nur mehr Witwen- und Witwerhaus-
halte, sondern auch mehr Zusammenleben alter
Menschen; es bedeutet aufgrund des bisherigen
Scheidungs- und Trennungsgeschehens eine lau-
fende Veränderung der Lebensarrangements in al-
len Lebensphasen.

V. Problembereiche

Im Zusammenhang mit den Folgen der Bevölke-
rungsentwicklung werden der Reihe nach die Al-
tersversorgung und soziale Sicherheit allgemein ge-
nannt, soweit sie mit der Verschiebung der Alters-
strukturen in Verbindung steht. Die Gesundheits-
kosten haben sich auch als alterungsbedingte Grö-
ßen erwiesen. Auch Fragen des wirtschaftlichen
Wachstums infolge von Immigration werden, wie
die vorgenannten, intensiv erörtert. Nun sollen ab-
schließend Problembereiche von soziologischer
Seite behandelt werden, die eher zwischen den gro-
ßen Linien der Handlungsbedarfsdiskussion aufge-
taucht sind und die wert wären, ebensoviel Auf-
merksamkeit und Besorgnis zu erregen wie die in-
zwischen großen etablierten Themen.

1. Beschäftigung und Humankapital

Das Verhältnis von Bevölkerung und Wirtschaft
wurde oft zu einfach gesehen. Bis in die siebziger
Jahre hinein war man der Ansicht, daß eine Verän-
derung der Bevölkerung — sei es nach oben oder
nach unten — in einer flexiblen, dynamischen
Marktwirtschaft keine Rolle spielen dürfe. Es wür-
den sich allemal ausgleichende und selbstheilende
Kräfte regen, so meinte man, die für ein Gleichge-
wicht sorgen würden: über weitere Technologisie-

1 Vgl. K. Schwarz, Lebensverhältnisse der Alleinstehen-
den mit minderjährigen Kindern, unveröff. Vortragsmanu-
skript, Bamberg 1988.

rung, Steigerung der Produktivität, räumliche Mo-
bilität und Anpassung des Berufssystems an verän-
derte Wirtschaftsstrukturen. Sie würden die demo-
graphisch anfallenden Kosten für Erziehung und
Ausbildung decken; und falls der Mensch wirklich
so wertvoll werden sollte, was liegt dann näher, als
wieder mehr Kinder zu haben, um deren Zukunft
man sich ja keine Sorgen zu machen brauche. Es
herrschte die Meinung vor, daß nach einiger Zeit
alles wieder ins soziale und demographische Lot
käme ). Die Konsumgüterindustrie hatte sich an16 -
gestrengt und recht gut auf die veränderte Alters-
struktur reagiert (statt Babynahrung nun Alten-
kost).

Die Probleme zeigen sich erst, wenn bestimmte
Produktionsvoraussetzungen ins Blickfeld rücken,
die menschenabhängig sind. Es ist die Produktions-
seite, nicht die Konsumseite, die uns Sorgen berei-
tet. Bevölkerungsrückgang wird zum Problem,
wenn er langfristig angelegte gesellschaftliche Lei-
stungen beeinträchtigt, wenn eine abnehmende Be-15
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völkerung dort zu Reaktionen zwingt, wo sie als
Einflußfaktor gar nicht vorgesehen war. Man ging
davon aus, daß die Rentenbezieher gegenüber den
Beitragszahlem immer stark in der Minderzahl sein
würden; daß das Verhältnis der Gesunden zu Kran-
ken, von jung zu alt immer ein günstiges bleiben
müsse. Wir wissen, daß dies keinesfalls so bleibt.
Die Bundesrepublik wird dem Zwang zur industri-
ellen Höchstleistung nicht entgehen; sie muß be-
strebt bleiben, mit intelligenten Produktketten am
Weltmarkt eingefädelt zu sein und den weltweiten
Übergang von rohstoff- und arbeitskraftintensiven
zu High-Tech-Produktionsformen mitzuvollziehen.
Nach aller geschichtlicher Erfahrung macht ein fun-
damentaler Wandel der Produktionstechniken er-
werbsfähige Menschen nur vorübergehend über-
flüssig. Das Verhältnis von Wirtschaft und Bevöl-
kerung läuft auf die Frage hinaus, die der wissen-
schaftliche Beirat beim Bundeswirtschaftsministe-
rium schon 1980 in seinem Gutachten gestellt hat:
Kann die Wirtschaft mit schrumpfender Erwerbs-
bevölkerung weiter wachsen? Und es heißt dann als
Antwort: „Die wichtigste Voraussetzung hierfür ist,
daß die Rate des technischen Fortschritts die
Schrumpfungsrate der Erwerbsbevölkerung über-
steigt. Eine Steigerung des Pro-Kopf-Einkommens
und damit des Lebensstandards ist langfristig auch
bei schrumpfender Bevölkerung möglich, solan-
ge überhaupt technischer Fortschritt realisiert
wird.“ )17

Welche Probleme entstehen, wenn der Bevölke-
rungsrückgang über eine Produktivitätssteigerung
wettgemacht werden soll? Diskutiert werden fol-
gende Konzepte:

— die Verlängerung der Lebens- und/oder Wo-
chenarbeitszeit;

— die Steigerung der Erwerbsbeteiligung, insbe-
sondere der Frauen, und schließlich

— der technische Fortschritt, der reinvestierbare
Gewinne und höhere Einkommen schafft und die
staatlichen Leistungen auf Niveau hält.

Das Verhältnis von Erwerbsbevölkerung und tech-
nischem Fortschritt ist nicht unproblematisch: Die
Zahl der Erwerbstätigen — wie oben erwähnt —
beträgt seit 1960 konstant etwa 26 Millionen. Die
Erwerbspersonen insgesamt werden bei leicht er-
höhter Frauenerwerbstätigkeit und Immigration
noch bis an die 30 Millionen zunehmen, um dann
die allgemeine Bevölkerungstendenz nachzuvoll-
ziehen, und das heißt: Schrumpfung, weil nur noch
geburtenschwache Jahrgänge ins Erwerbsleben ein-
rücken, und Alterung des Erwerbspotentials ab
1993/95.*

17) Wissenschaftlicher Beirat beim BMW, Wirtschaftspoliti-
sche Implikationen eines Bevölkerungsrückgangs, Bonn
1980; vgl. J. Schmid, Die Bevölkerungsfrage in der bundes-
deutschen Politik, in: Politische Studien, (1987) 293.

Das Humankapital wird bei einem Bevölkerungs-
rückgang aus folgenden Gründen teurer:

a) Quantität muß verstärkt durch Qualität ersetzt
werden, was nur in funktionierenden niveauvollen
Einrichtungen geschehen kann.

b) Die Natur des technischen Fortschritts allein läßt
den Bedarf an Qualifizierten ansteigen. Der An-
stieg ist außerdem nötig, um Nachfragerückgänge
im eigenen Land mit hochwertigen Exporten aus-
gleichen zu können.

c) Nicht nur das zahlenmäßige Schrumpfen des Er-
werbspotentials, auch seine inneren Altersverschie-
bungen sind zu beachten.

Eine Alterung des Erwerbspotentials kann sich als
Technologiebremse erweisen, was sozial- und indu-
striepolitisch verhindert werden muß. Schwach be-
setzte Jugendlichenjahrgänge erlauben keine bil-
dungspolitischen Ausfälle mehr wie in den letzten
15 Jahren.

Die Entwicklung des technologischen Wandels ge-
stattet es nicht mehr, den technischen Fortschritt
allein über die nachwachsende Generation zu be-
wältigen und einzuführen. Das heißt, daß die Lern-
Willigkeit oder -fähigkeit von 40- bis 60jährigen the-
matisiert werden muß. Das Schlagwort der „Akzep-
tanz“ neuer Technologien wird auf die „älteren“
Arbeitnehmer ausgedehnt werden müssen. Die
Vorstellung, nur mit 18- bis 38jährigen innovativ
arbeiten zu können, wird sich bald als Ideologie der
Nachkriegszeit erweisen.

Das Humankapital und seine ständige qualitative
Erneuerung wird unter verstärkten Problemdruck
geraten. Die Schrumpfung des Erwerbspotentials
erfordert ein dynamisches Bildungs- und Ausbil-
dungskonzept, das nicht nur vom Staat und den
bestehenden Bildungseinrichtungen allein getragen
werden kann. Dazukommen müssen Umschulung,
Weiterbildung und Förderung der Bereitschaft zur
räumlichen Mobilität. Alle staatlichen und gesell-
schaftlichen Institutionen müssen auf dieses Ziel
ausgerichtet werden. Es ist durchaus möglich, daß
im Falle wirtschaftlicher Einbrüche Altenlast (Ren-
ten- und Gesundheitswesen) und Jugendlast (als
Bildungs- und Ausstattungsinvestitionen) zu harten
Entscheidungen für das eine oder das andere führen
können.

2. Einwanderung

Die Einwanderung wird sich als Dauerthema in
Politik und Öffentlichkeit etablieren. Die Hinweise
zur Ausländerprognose deuten auf das derzeit dis-
kutierte Themenfeld: einmal bezüglich der sozialen
Integration, sodann hinsichtlich der Aufrechterhal-
tung von Arbeitskräftepotential und Produktivi
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tat18). Die soziale Integration hat eine gewisse Prio-
rität, weil ihre bisherige Form in der Bundesrepu-
blik den Industrie- und Wohlfahrtsstaat ermöglicht
hat. Ein egalitärer, sozialer Rechtsstaat steht als
Ergebnis einer wechselvollen, nationalpolitisch un-
glücklichen Geschichte da und scheint sie wettzu-
machen 19).

18 Zur Ausländerfrage vgl. Aus Politik und Zeitgeschichte,
B 24/88 und den folgenden Beitrag in diesem Heft von
B. Felderer.
”) Dazu W. L. Bühl. Eine Zukunft für Deutschland. Mün-
chen 1984.

Es besteht kein Zweifel, daß Einwanderung in er-
ster Linie die außereuropäische meint und das so-
ziokulturelle Gefüge und die Assimilationskraft auf
eine harte Probe stellen wird. Selbst die Zuwande-
rung Volksdeutscher und Osteuropäer erzeugt Un-
ruhe, wenn sozialpolitische Großzügigkeit plötzlich
unter das Gesetz der Masse fällt und abgebaut wer-
den muß. Doch dieser Zustrom hat begrenztes Re-
servoir und wird versiegen. Die Freizügigkeit im 
Rahmen der Europäischen Gemeinschaft wird zu-
erst Kapitalverschiebungen und nicht so sehr eine
Völkerwanderung auslösen. Bestünde dazu in den
Herkunftsländern ein Anlaß, dann hätte sie bereits
eingesetzt. Die benachbarten Industrienationen
stehen vor ähnlichen Problemen und steuern in de-
fizitäre Geburtentrends, wenn auch nicht mit der
Schärfe der Bundesrepublik.

Es führt also kein Weg an einer Einwanderung vor-
bei. und es wird eine außereuropäische und fremd-
kulturelle Einwanderung sein. Die Bundesrepublik
hat hier zwei Optionen:

1. Das erste wäre ein Beibehalten der bisherigen
unübersichtlichen Praxis, die versucht, die offenen
Schleusen (Berlin. Asyl, Zwischenlandungen) mit-
tels Zusatz und Nachtragsbestimmungen zu veren-
gen. Einwanderung ist dann ein Schlüpfen durch
Paragraphenlöcher (Jugendlichennachzug aus den
ehemaligen Anwerbestaaten), durch Löcher an der
grünen Grenze und Asylsuchende, die abgewiesen,
aber nicht repatriiert werden.

2. Die andere Option wäre der Übergang zur offi-
ziellen Einwanderung und großzügigen Einbürge-
rung. Sie würde im Sinne der Aufrechterhaltung
des Arbeitskräftepotentials und der Produktivität
wirken. Hier würde der Praxis der klassischen Ein-
wanderungsländer gefolgt, die klare, wenn auch
strenge Vorschriften erlassen. Die Deklaration zum
Einwanderungsland, von der die Bundesrepublik
eindeutig Abstand nimmt, beinhaltet eine qualita-
tive Bevölkerungspolitik: Die Anzahl von Men-
schen ausgewählter Herkunftsregionen, außerdem
ihr Alter, Qualifikation und Gesundheitszustand
werden staatlicherseits festgelegt.

Die erstgenannte Option hat den Vorteil, ohne
Grundrechtsänderungen auszukommen und die po-

Schaubild 4: Anteil der 15- bis 30jährigen an der
Gesamtbevölkerung, 1986— 2040

Quellen: DIW: Deutsche Bank

litische Debatte um einen heiklen Vorgang kleinzu-
halten. Die Risiken sind, daß ein politisches Hand-
lungsmuster sich nicht sichtbar an einem Problem-
punkt zeigt und Bevölkerungsschichten irritiert
werden, die von Einwanderung unmittelbar berührt
werden. Ein „multistrategisches Weiterwursteln“
ergibt in puncto Einwanderung keine „multikultu-
relle Gesellschaft“, für die übrigens kaum befriedi-
gende Vorbilder existieren.

Die zweite Option hat den Vorteil, Einwanderung
nach ökonomischen Vorgaben vor sich gehen zu
lassen. Die Wirtschaft dürfte ohnehin noch in den
neunziger Jahren Einwanderung verlangen, wenn
Produktionsengpässe und offene Stellen weiter zu-
nehmen. Die Nachteile liegen nicht so klar auf der
Hand. Schon bei Abfassung der Angaben und Fra-
gen in den betreffenden Formularen, geschweige
denn der ethnisch-rassischen Quotierung der er-
wünschten (und wahldemokratisch konsensfähi-
gen) Einwanderungspopulation wird sich niemand
vordrängen wollen. Spätestens hier wird sich zei-
gen, daß die Einwanderungsfrage weit davon ent-
fernt ist. dem demokratischen Entscheidungspro-
zeß überantwortet zu werden. Denn dies setzt vor-
aus, daß sie aus der Polarität zwischen Ausländer-
feindlichkeit und moralgestützter Weltfremdheit
herausgeholt und zum plebiszitären Abstimmungs-
gegenstand gemacht wird.

Qualifizierte Zuwanderer verändern die Sozial-
struktur. Selektive Immigration ist ein vielfacher
„Seiteneinstieg“ ins Schichtgefüge. Sie wird die mit
viel sozialpolitischer Energie gehobene einheimi-
sche untere Mittelschicht wieder hinabdrücken und
das zementieren, was man inzwischen Zweidrittel-
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gesellschaft nennt. Eine soziale und ökonomische
Polarisierung in den Gemeinden, wie sie in der
Bundesrepublik nach internationalem Vergleich
weitgehend beseitigt ist, würde wieder aufbrechen;
das zeigen jedenfalls die Erfahrungen der USA.

Häufig will man über Einwanderung das Geburten-
niveau heben, d. h. Jugend „importieren“. Diese
Absicht zeigt nur während der ersten Generation
eine Wirkung. Es ist erstaunlich, wie sich sogar tür-
kische Familien in der zweiten Generation dem „ge-
nerativen Verhalten“ der Deutschen annähem. Au-
ßerdem sinken in allen Entwicklungsländern mehr
oder weniger stark die Geburten. Bis Mitte des
kommenden Jahrhunderts erwarten die demogra-
phischen Abteilungen der Vereinten Nationen den
Nachvollzug der industriellen Bevölkerungsstruk-
tur auch in den Entwicklungsregionen. In den asia-
tischen Ländern ist er schon weit gediehen und zeigt
ähnliche Symptome des Alterungsprozesses wie in 
Europa. Wer also die Dritte Welt als unerschöpfli-
che industrielle Reservearmee für das geburten-
schwache Europa hält, muß sich auf Enttäuschun-
gen gefaßt machen. Es handelt sich hier um eine
besondere Form von „Ausländerfreundlichkeit“,
die nicht recht an die Entwicklung der Dritten Welt
glauben will.

3. Bevölkerungspolitik

Bei der Bevölkerungspolitik geht es um das Ver-
hältnis von Nachwuchs und Staat. In Frankreich ist 
es unproblematisch; dort erwartet man vom Staat,
für Generationenersatz und eine ausgeglichene Be-
völkerungspyramide zu sorgen; die enormen Mit-
tel, die der französische Staat hierfür aufwenden
muß, sind bekannt20).

20) Vgl. F. Schultheis. Sozialgeschichte der französischen
Familienpolitik, Frankfurt 1988.

21) Vgl. hierzu B. Felderer in dieser Beilage; H.-J. Hoff-
mann-Nowotny, Sozialstrukturelle Konsequenzen der Kom-
pensation eines Geburtenrückgangs durch Einwanderung,
in: F.-X. Kaufmann (Hrsg.), Bevölkerungsbewegung zwi-
schen Quantität und Qualität, Stuttgart 1975; K. Schwarz.
Entlastung der Alterssicherungssysteme durch Einwande-
rung?, unveröff. Manuskript, Februar 1989.

Abgesehen von den Belastungen, die dem Begriff
Bevölkerungspolitik noch aus der NS-Vergangen-
heit anhaften, türmt er in der Bundesrepublik „po-
litologische“ Schwierigkeiten auf. Ein- und Aus-
wanderungsbestimmungen sind immer ein Stück
Bevölkerungspolitik und als staatliches Handlungs-
feld ziemlich unstrittig. Außer Diskussion stehen
Maßnahmen, die nicht auf Veränderung der Bevöl-
kerungsstruktur zielen, sondern nur als Begleiter-
scheinung die demographische Struktur berühren:
bevölkerungsrelevante oder -bezogene Maßnah-
men. Mütterpaß und Schwangerenvorsorge haben
die Säuglingssterblichkeit reduziert; dies tun nicht
minder Kindergeld, Wohngeld und alle familien-
und kindbezogenen Leistungen des Staates. Ein
großzügiges Gesundheitswesen erhöht die Lebens-
erwartung usw.

Bevölkerungsrückgang (gleichbedeutend mit Alte-
rung) erfordert laufend Anpassungsleistungen: zu-

erst selbststeuemde in einem Marktsystem, sodann
staatliche Subventionen für demographisch be-
dingte Kostenberge (etwa in Form der Bundeszu-
schüsse). Sobald sich die Anpassungen „im Rah-
men des Bestehenden“ erschöpft haben, muß in
den Bevölkerungsvorgang selbst eingegriffen wer-
den. Dabei scheint das Einfachste, dem Einwande-
rungsdruck von außen sanft nachzugeben und ihn
bis zur „Murrgrenze“ des Volkes gestatten. Doch
auch dieser Anpassungsstufe scheinen Grenzen ge-
setzt, wenn man sich das Ausmaß an Einwanderung
vor Augen hält, das nötig wäre, das Geburtendefizit
zu stoppen. Bis zur kleinen Geburtenwelle ab 1986
hätte es jährlich einer de-facto-Zuwanderung von
150 000 Menschen bedurft. Diese Zahl müßte stetig
steigen, sobald geburtenschwache Jahrgänge zur
„elternschwachen" bzw. „mütterschwachen“ Nach-
wuchsbasis werden und den Bevölkerungsrückgang
beschleunigen — selbst wenn sich die Geborenen-
zahlen erhöhen sollten. Nur eine Einwanderung
von einer halben Million Menschen jährlich könnte
die deutsche Geborenenlücke füllen21)-

Die Ergebnisse der sozialwissenschaftlichen For-
schung zu „generativem Verhalten“ und „eheli-
cher Fruchtbarkeit“ ermutigen nicht zu unmittel-
barer politischer Umsetzung — im Gegenteil: Je
mehr Forschung in diesen Komplex eingedrungen
ist, je mehr sie die Vielschichtigkeit und Situations-
gebundenheit des „Niedrig-Fruchtbarkeitssyn-
droms“ aufdeckte, um so weniger war sie imstande,
der Politik klare Handlungsrichtungen aufzuzeigen.
Auch sind die modernen Geburtenrückgangs-
gründe ungeklärt. Sie sind so eng mit der indu-
striellen Revolution und ihren Auswirkungen ver-
knüpft, daß jeder Versuch, die Geburten anzuhe-
ben, unter dem reaktionären Tatverdacht steht, die
Industriegesellschaft partiell rückgängig machen zu
wollen.

Inzwischen mußte die Bevölkerungswissenschaft
durch die neuen Lebensstile und ego-bestimmten
Kosten-Nutzen-Kalküle durchfinden. Hier wirken
keine „Faktoren“, sondern kulturökologische Zu-
sammenhänge: Placierungsnöte des männlichen
Geschlechts treffen immer häufiger auf eigenstän-
dige weibliche Lebenszusammenhänge und erzeu-
gen jene Mischung aus Hedonismus und Bindungs-
angst. Jetzt braucht nur noch die „strukturelle
Rücksichtslosigkeit“ der Hochtechnologiegesell-
schaft gegenüber der Familie hinzuzukommen, wie
sie der Bielefelder Soziologe Franz-Xaver Kauf-
mann jüngst genannt hat, und die „Bleigewichte"
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am Generationenersatz sind in groben Zügen cha-
rakterisiert ).22

Neben der Frage der Wirksamkeit von Maßnahmen
trat bald die der Rechtmäßigkeit eines staatlichen
Eingriffs in eine „Privatsphäre“. Die Anregung des
Kinderwunsches mit pädagogischen und finanziel-
len Mitteln bedarf der demokratischen Legitimie-
rung. Sie bringt eine Konzeptänderung mit sich: Es
ist nicht Aufgabe des Staates, Kinderwünsche anzu-
regen, sondern jene Barrieren zu beseitigen, die
dem Nachwuchs entgegenstehen. Versäumnisse der
Politik können so am besten thematisiert und repa-
riert werden: Fehlende Kinderbetreuungseinrich-
tungen, mangelnde Vereinbarkeit von Mutterrolle
und Beruf, zu geringe Stützung des zweiten und
dritten Kindes sind nur Stichworte für eine länger-
fristige Strategie23). Sie kann an der negativen
Bevölkerungsbilanz nur etwas ändern, wenn sie
eine maßvolle Erhöhung der Geburten mit einer
wohldosierten Einwanderung kombiniert. Auf
100 Ehen kommen derzeit 130 Kinder, und das sind
um 90 Geburten zu wenig, um die Elterngeneration
zu ersetzen. Es müßte mit einer bestimmten Maß-
nahmenkonstellation gelingen, die Kinderzahl an-
zuheben.

2) W. KiefV/J. Schmid, Empirische Studien zum generati-
ven Verhalten. Erklärungsbefunde und theoretische Rele-
vanz. Schriftenreihe des Bundesinstituts für Bevölkerungs-
forschung. Band 15. Boppard 1985; J. Schmid. Untersu-
chungen zum generativen Verhalten und die Chancen seiner
Beeinflußbarkeit durch staatliche Politik, Expertise im Auf-
trag des BMI. Manuskript. Bamberg 1984.
2) Siehe den Beitrag von D. Grieswelle in dieser Beilage.

Ein Zielmodell könnte von 16 Prozent Kinderlosen
und sechs Prozent „Kinderreichen“, das sind Fami-
lien mit vier Kindern, ausgehen; je 29 Prozent hät-
ten ein oder zwei Kinder, und 20 Prozent müßten
sich für ein drittes Kind entscheiden. Das heißt, daß
für ein begrenztes und als erreichbar definiertes
Zielmodell von 171 Kindern auf 100 Ehen die frei-
willige Kinderlosigkeit deutlich zurückgehen und
die Bereitschaft, ein drittes Kind großzuziehen,
steigen müßte. Um dies zu bewirken, werden Staat
und Gemeinden die Nachwuchsentscheidungen
junger Paare auf eine solidere Grundlage stellen
müssen, denn eine in Grenzen mögliche Anhebung
des Geburtenniveaus böte eine kombinierbare Teil-
alternative zu massiver Einwanderung.

So langsam und zäh die Bevölkerungsbewegung er-
scheint, so wenig darf man zu ihrer politischen Be-
einflussung Zeit verstreichen lassen. Was in 20 Jah-
ren gewollt oder verhindert werden soll, muß be-
reits jetzt in Angriff genommen werden. Der büro-
kratische Wohlfahrtsstaat, auf den wir nicht mehr
verzichten wollen, hat zumindest an einer Stelle
etwas angerichtet: Er hat das Bewußtsein vom not-
wendigen Ineinandergreifen der Generationen zu
ihrer Existenzsicherung beseitigt. Der Faden muß
nun über den Einbau von Familienkomponenten in 
die sozialen Sicherungssysteme neu geknüpft wer-
den. Die Sicherung ausreichenden Nachwuchses,
der zwar „privat“ hervorgebracht, im Augenblick
seines Daseins aber zum „öffentlichen Gut“ wird,
muß als ordnungspolitische Aufgabe erkannt und
angegangen werden.
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Bernhard Felderer

Immigration, Geburtenentwicklung und Wirtschaft

Die Neigung der Deutschen und Europäer, Kinder
zu haben, ist in den letzten Jahren in zahlreichen
Studien untersucht worden. Obwohl man als Ergeb-
nis dieser Arbeiten nicht etwa den prozentualen
Anteil jedes möglichen Kausalfaktors am Gebur-
tenrückgang festmachen kann, so sind jetzt doch
gewisse Vorstellungen von den Gründen der Bevöl-
kerungsentwicklung vorhanden. Davon soll in die-
sem Aufsatz allerdings nicht die Rede sein. Es soll
nur eine Schlußfolgerung hervorgehoben werden,
die aus allen genannten Studien hervorgeht: Der
Geburtenrückgang ist ein langfristiges, mit der
Wirtschaftsentwicklung eng verbundenes Phäno-
men. Ein rascher Wiederanstieg der niedrigen Ge-
burtenrate auf ein bestandserhaltendes Niveau ist 
selbst bei Interventionen des Staates in der Größen-
ordnung, wie sie in anderen Ländern schon durch-
geführt worden sind und in der Bundesrepublik dis-
kutiert werden, gänzlich unwahrscheinlich. Der
Schrumpfungsprozeß der Bevölkerung, der in eini-
gen Industrieländern schon begonnen hat, ist auf

Jahrzehnte angelegt und nicht kurzfristig reversi-
bel.

Charakteristisch für die Situation in den nächsten
Jahren und Jahrzehnten wird die starke Diskrepanz
der Bevölkerungsentwicklung in den entwickelten
Industrieländern und den Entwicklungsländern
sein. Obwohl auch in fast allen Entwicklungslän-
dern das Maximum der Geburtenrate überschritten
zu sein scheint und die Reproduktionsrate in den
meisten Entwicklungsländern sinkt, ist das Bevöl-
kerungswachstum in vielen Ländern der Welt im-
mer noch höher, als es jemals in Europa war. Diese
Länder sind zum Teil im Verhältnis zu ihren Res-
sourcen dicht besiedelt und werden bei gegebener
Produktionstechnologie und sozialer Struktur bei
Naturkatastrophen/Mißernten immer wieder in
Schwierigkeiten kommen. Solche Staaten sind po-
tentielle Auswanderungsgebiete. Die Industrielän-
der mit ihren schrumpfenden Bevölkerungen sind
potentielle Einwanderungsländer.

I. Die Bundesrepublik:

Jede Prognose bzw. Modellrechnung der Bevölke-
rungsentwicklung muß sich mit der Frage auseinan-
dersetzen, in welchem Umfang in Zukunft Einwan-
derung in die Bundesrepublik stattfinden wird.
Wenn die gegenwärtig hohe Zahl von Spätaussied-
lern von rund 200 000 im Jahr einige Jahre beibe-
halten werden könnte — was nach den politischen
Ereignissen der letzten Monate wenig wahrschein-
lich erscheint — und zusätzlich mit 100 000 bis
150 000 anderen Zuwanderern einschließlich Asy-
lanten gerechnet werden muß, wird die Bevölke-
rung in der Bundesrepublik Deutschland bis zur
Jahrtausendwende noch um mehrere Millionen an-
wachsen. Selbst bei sehr restriktiver Handhabung
der Einwanderung in die Bundesrepublik wird die
Bevölkerung also bis zur Jahrtausendwende mit ho-
her Wahrscheinlichkeit noch etwas wachsen, weil
bis dahin die jährliche Schrumpfung der ansässigen
Bevölkerung circa 190 000 Personen nicht über-
schreitet.

Langfristig steigt der Zuwanderungsbedarf zur
Konstanthaltung der Bevölkerung in der Bundesre-
publik je nach Modellrechnung bis auf 400 000 an.
Es scheint kaum vorstellbar, daß eine so hohe jähr-
liche Zahl von Einwanderern aus fremden Sprach-
und Kulturgebieten noch in dem Sinn integriert
werden kann, daß die Bevölkerung der Bundesre-
publik weiterhin eine kulturell homogene Nation
bleibt. Deshalb muß man in langfristiger Perspek-

Ein Einwanderungsland

tive von einer Schrumpfung der Bevölkerung aus-
gehen. Die ökonomischen Voraussetzungen für
eine Einwanderung in die Bundesrepublik, sowohl
vom Entsendungs- als auch vom Aufnahmeland ge-
sehen, werden voraussichtlich jedoch sehr günstig
sein.

Zumindest aus der Sicht des Einwanderungslandes
spricht vieles dafür, die Einwanderung zu liberali-
sieren und damit zu erleichtern: Einwanderer ha-
ben in der Regel eine besonders hohe Leistungsbe-
reitschaft. Ihre Lem- und Anpassungswilligkeit,
ihre regionale und berufliche Mobilität ist über-
durchschnittlich. Bei genauerer Betrachtung er-
kennt man aber auch, daß nicht zuletzt wegen der
heterogenen Herkunft der Einwanderer sehr große
Qualifikationsunterschiede festzustellen sind. Die
öffentlichen und privaten Kosten von Qualifizie-
rungsmaßnahmen sind beträchtlich. Sie haben zu
der oft geäußerten Vermutung geführt, daß diese
Kosten plus die Kosten, die den Sozialhaushalten
entstehen, höher sind als der Beitrag, den ein Ein-
wanderer zur Produktion des Einwanderungslandes
leisten kann. Abgesehen davon, daß solche Rech-
nungen höchst problematisch sind, zeigen ihre Er-
gebnisse in eine ganz andere Richtung: Wenn nicht
gerade nur Menschen einwandern, die kurz vor
oder im Rentenalter sind, ist die Zuwanderung aus
der Sicht des Aufnahmelandes unter ökonomischen

B 18 16



Aspekten positiv zu beurteilen, auch wenn die Be-
lastung der Sozialhaushalte berücksichtigt wird.

Die Problematik der Einwanderung liegt vielmehr
in der Aufnahmebereitschaft der Bevölkerung.
Man darf nicht vergessen, daß Einwanderer mit
Einheimischen in Konkurrenz um Arbeitsplätze,
Wohnungen etc. treten. Kaum jemand begrüßt stei-
gende Konkurrenz, wenn er selbst davon betroffen
ist. Diejenigen, die diesen Druck zuerst zu spüren
bekommen, sind die unteren sozialen Schichten.
Ausländerfeindlichkeit ist ein Weg, sich gegen die-
sen Druck zu wehren. So verständlich diese Hal-
tung ist. so sollte man doch erkennen, daß es nicht
im Interesse der Gesamtwirtschaft und Gesellschaft
sein kann, dieser Ausländerfeindlichkeit nachzuge-
ben. Wären die Zuwanderer in die Bundesrepublik
des Jahres 1988 als Kinder der heimischen Bevölke-
rung geboren worden, würden sie problemlos ak-
zeptiert und integriert werden, obwohl ökonomisch
dieselbe Konkurrenz um Arbeitsplätze. Wohnun-
gen etc. entsteht. In diesem Fall wäre die Bevölke-
rung 1988 um etwa ein halbes Prozent gewachsen,
was im Vergleich zu vielen Entwicklungsländern
sehr bescheiden ist.

Die Einwanderer bedrohen vermeintlich gewach-
sene Rechte von Einheimischen. Diese Rechte und
die Angst vor ihrem Verlust sind aber gleichbedeu-
tend mit einer gewissen Erstarrung des marktwirt-

schaftlichen Systems. Es kann nicht im Interesse
der Gesamtwirtschaft sein, solche Verkrustungen
zu schützen. Natürlich wird man den Politikern
konzedieren müssen, daß nicht immer das getan
werden kann oder soll, was volkswirtschaftlich sinn-
voll ist.
Einen Denkfehler sollte man bei der Analyse der
Wirkungen von Einwanderung nicht machen: Man
kann nicht unterstellen, daß die Zahl der Arbeits-
plätze und der Wohnungen gleichsam konstant
seien und nach Zuwanderung zwischen Ausländern
und Inländern geteilt werden müsse. Selbstver-
ständlich wird sich das Angebot von Arbeitsplätzen
am Arbeitsmarkt und das Angebot von Wohnungen
am Wohnungsmarkt der neuen Nachfrage anpas-
sen, d. h. erhöht werden. Beides benötigt jedoch
Zeit. Der Unternehmer muß zuerst durch Investi-
tion die nötigen Voraussetzungen für zusätzliche
Beschäftigung schaffen und die Wohnung muß erst
geplant und gebaut werden. Diese Anpassungen
können von Preissignalen begleitet sein, die den
Anpassungsprozeß beschleunigen: vor allem sind
dies langsamer steigende, vielleicht sogar sinkende
Löhne und höhere Mieten. Andererseits sind sin-
kende Löhne keineswegs immer eine notwendige
Voraussetzung für eine Anpassung; allgemein aber
gilt: je unflexibler die Preise, desto krisenhafter die
nötigen Anpassungsvorgänge in der Volkswirt-
schaft.

II. Gesamtwirtschaftliche Nachfrage und Bevölkerungsentwicklung

Wir haben oben festgestellt, daß langfristig trotz
einer gewissen Einwanderung eine schrumpfende
Bevölkerung zu erwarten ist. Hier soll der Frage
nachgegangen werden, ob dies zu einer krisenhaf-
ten Entwicklung führen muß. weil Nachfrage ent-
fällt. Diese Frage wurde zur Zeit der großen Wirt-
schaftskrise und ihrer theoretischen Bewältigung
auf andere Weise beantwortet als heute. Während
in den dreißiger Jahren von vielen Autoren die Mei-
nung vertreten wurde, daß ein Teil des Nachfrage-
ausfalls während dieser Zeit auf nicht mehr wach-
sende Bevölkerung zurückgeführt werden kann,
hat man sich heute auf eine andere Sicht geeinigt:
Auch bei schrumpfender Bevölkerung ist ein Nach-
frageausfall kaum denkbar, weil das Preissystem
genügend flexibel ist. um Angebot und Nachfrage
von Produktionsfaktoren und Gütern auf allen
Märkten jedenfalls mittel- und langfristig auszuglei-
chen. Damit aber ist eine Unterbeschäftigung von
Produktionsfaktoren, insbesondere von Arbeits-
kräften, aus demographischen Gründen ausge-
schlossen.

Die These vom globalen Nachfrageausfall beruhte
auf drei Annahmen: Erstens wurde die Erwartung
geäußert, daß bei schrumpfender Nachfrage eine
Fehlentscheidung eines Unternehmers sehr viel
härter sanktioniert würde als bei wachsender Bevöl-

kerung. Daraus müßte sich eine größere Zurückhal-
tung und Vorsicht der Unternehmen ergeben.
Zweitens wurde angenommen, daß die Sparnei-
gung zunimmt, oder zumindest nicht abnimmt.
Drittens wurde befürchtet, auch ein sinkender
Realzins könnte nicht fähig sein, den Ausgleich von
Ersparnissen und Investition herbeizuführen, weil
die letzten Variablen nicht nur vom Zins abhängen
würden und der Zins vielleicht auch gar nicht weit
genug sinken könnte.

Wie erwähnt besteht aus heutiger Sicht eine solche
Gefahr nicht. Zwar ist denkbar, daß es bei einigen
langlebigen Gütern, wie Wohnungen, einen vor-
übergehenden Nachfragerückgang geben wird, der
stärker ist als der Rückgang der Bevölkerung. Ein
solcher Vorgang könnte aber durch Investitionen in 
anderen Bereichen kompensiert werden. Auch für
die Befürchtung, die Sparneigung einer schrump-
fenden Bevölkerung müßte steigen, gibt es weder
theoretische noch empirische Anhaltspunkte.

Bei Bevölkerungsschrumpfung werden bildlich ge-
sprochen mit jedem Menschen nicht nur zwei 
Hände, sondern auch ein Mund weggenommen; bei
wachsender Bevölkerung bzw. bei Einwanderung
kommen Hände und Mund hinzu; d. h. mit
schrumpfender bzw. mit steigender Nachfrage wird
auch das Angebot an Produktionsfaktoren propor-
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tional angepaßt. Wenn das Preissystem nicht sehr
stark an seinem Funktionieren gehindert wird, ist es 
hervorragend geeignet, eine Koordination von Gü-
temachfrage und Angebot von Produktionsfakto-
ren herbeizuführen. Ein gesamtwirtschaftliches
Brachliegen von Produktionsfaktoren ist also bei
schrumpfender Bevölkerung nicht zu erwarten. Die
Nachfrage pro Kopf wird sich nicht verändern, nur
weil die Zahl der Köpfe sich ändert.

Die Struktur der Gesamtnachfrage allerdings dürfte
sich bei Bevölkerungsschrumpfung erheblich än-

dern. So wird beispielsweise der Anteil der Bauin-
dustrie an der Gesamtnachfrage vorübergehend zu-
rückgehen. Es ist denkbar, daß der Rückgang im
Wohnungsbau in den achtziger Jahren bereits teil-
weise durch die Unsicherheit bezüglich der Bevöl-
kerungsentwicklung verursacht worden ist. Zusam-
menfassend kann man aber sagen, daß die Ände-
rungen der Nachfragestruktur, die aus demographi-
schen Gründen zu erwarten sind, geringer sind, als
andere, die in der Vergangenheit zu beobachten
waren und auch in der Zukunft auf uns zukommen
werden.

III. Arbeitsmarkt

In den nächsten Jahren und Jahrzehnten wird der
Arbeitsmarkt durch ein merkwürdiges Phänomen
gekennzeichnet sein: Durch den Baby-Boom in der
ersten Hälfte der sechziger Jahre und den in kaum
zehn Jahren folgenden dramatischen Rückgang der
Geburten um fast 50 Prozent haben wir gegenwär-
tig sehr viele Berufsanfänger und erwarten schon in
Kürze einen Mangel an jungen Arbeitskräften. Die
traditionellen Gehaltsstrukturen innerhalb der Un-
ternehmen werden voraussichtlich in Frage gestellt
werden. Wenn es richtig ist, daß es altersspezifische
Arbeitsplätze gibt und eine Substitution innerhalb
der Altersgruppen nur beschränkt möglich ist, muß
das Einkommen der geburtenschwachen Jahrgänge
im Vergleich zu den älteren Altersgruppen anstei-
gen. Noch wichtigere Effekte gehen von der abso-
luten Zahl der neuen Erwerbstätigen aus. Diesen
Zusammenhang kann man sich vereinfacht wie folgt
klarmachen: Der Arbeitsmarkt ist zwar auch ein
Markt wie viele andere, auf dem sich Angebot und
Nachfrage gegenüberstehen. Er weist allerdings be-
stimmte Besonderheiten auf, die sich daraus erge-
ben. daß hier eben nicht Güter oder Kapital, son-
dern menschliche Arbeitszeit gehandelt wird. Nicht
nur wegen viel dichterer Reglementierung und län-
gerfristig bindender Verträge zwischen den Tarif-
parteien, sondern durchaus auch aufgrund des Ver-
haltens der Marktpartner sind die Transaktionszei-
ten länger bzw. der Markt und der Marktpreis, also
der Lohnsatz, weniger flexibel als auf anderen
Märkten. Einerseits muß der Unternehmer erst In-
vestitionen durchführen, um neue Arbeitskräfte
einstellen zu können. Andererseits haben die Ar-
beitnehmer ganz bestimmte Ausbildungs- und Er-
wartungsprofile und sind erst nach längeren Such-
prozessen bereit, Kompromisse zwischen Erwar-
tungen und tatsächlichen Angeboten einzugehen.
Wegen des letztgenannten Phänomens ist es des-
halb auch denkbar, daß trotz zahlreicher offener
Stellen die Arbeitslosigkeit zunimmt, wenn neue
Arbeitskräfte in großer Zahl auf den Arbeitsmarkt
drängen. Zusammengefaßt kann man sagen, daß
dies alles in eine Richtung wirkt: Anpassungen auf

dem Arbeitsmarkt gehen wesentlich langsamer vor
sich als auf anderen Märkten. Diese Eigenschaft
führt dazu, daß bei starken Strukturbrüchen — wie
z. B. der Energiekrise 1974 — Arbeitslosigkeit ent-
steht, die jahrelang kaum reduziert werden kann.
Diese Schwerfälligkeit des Arbeitsmarktes scheint
eng mit der Höhe des Pro-Kopf-Einkommens ver-
bunden zu sein: Die Suchprozesse werden mit zu-
nehmendem Wohlstand länger.

Wenn wir dieses Bild des Arbeitsmarktes vor
Augen haben, ist es keinesfalls überraschend, daß
in Jahren starker Neuzugänge am Arbeitsmarkt die
Arbeitslosigkeit ansteigt. Umgekehrt wird die Ar-
beitslosigkeit zurückgehen, wenn die Zahl der Be-
rufsanfänger abnimmt. Dieses Phänomen ist also
keineswegs darauf zurückzuführen, daß es eine mit
Hilfe einer angenommenen, konstanten Arbeits-
produktivität langfristig berechenbare Arbeitsnach-
frage der Wirtschaft gäbe und diese mit dem demo-
graphisch bedingten Arbeitsangebot nicht überein-
stimmt. Weder ist die Arbeitsproduktivität langfri-
stig konstant, noch gibt es so etwas wie einen lang-
fristig feststehenden Bedarf der Wirtschaft an
Arbeitskräften. Grundsätzlich kann jede Zahl von
Arbeitskräften Beschäftigung finden! Bei hohen
Neuzugängen am Arbeitsmarkt werden die dadurch
notwendigen Strukturänderungen aber so groß sein
und die Suchprozesse so lange dauern, daß über
lange Zeit hohe Arbeitslosigkeit möglich ist. Die
künftige Bevölkerungsentwicklung begünstigt die
Realisierung des wichtigsten wirtschaftspolitischen
Ziels, das die Vollbeschäftigung nun einmal dar-
stellt, da sie die Zahl der Neuzugänge auf dem
Arbeitsmarkt reduziert.
Die Arbeitsmarktpolitik wird sich in den nächsten
Jahren noch stärker als bisher auf die Qualifizie-
rung von Arbeitnehmern und hier zunehmend von
ausländischen Arbeitnehmern richten müssen. Ein-
wanderer ohne ausreichende Qualifikation können
eine Gesellschaft mit einer entwickelten Sozialge-
setzgebung tatsächlich mehr kosten, als sie produ-
zieren können.
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IV. Knappe Ressourcen und Umwelt

Hier finden sich, je nach Blickwinkel des Betrach-
ters, zwei verwandte Sichtweisen, die einen gemein-
samen malthusianischen Kern haben. Zum einen
wird spätestens seit den sechziger Jahren die angeb-
lich zunehmende Knappheit von Rohstoffen mit der
Bevölkerungsentwicklung in Zusammenhang ge-
bracht. Zum anderen wird, auf die Situation der
Industrieländer bezogen, die Ansicht geäußert, daß
eine kleine Bevölkerung auch einen kleinen Ver-
brauch an knappen Ressourcen, insbesondere auch
Energie, haben würde. Damit würde sich auch eine
Schonung der Umwelt ergeben. Diese allgemein
akzeptierten Thesen müssen bei genauerer Be-
trachtung erheblich modifiziert werden.
Zunächst trifft es nicht zu, daß die Knappheit von
Rohstoffen zugenommen hätte. Man kann im Ge-
genteil nachweisen, daß alle Rohstoffe heute reich-
licher vorhanden sind als noch vor einigen Jahren
oder Jahrzehnten. Das erkennt man zunächst
daran, daß die Rohstoffmengen in bekannten, un-
ter heute wirtschaftlichen Bedingungen abbauba-
ren Vorkommen, ständig zugenommen haben. In
anderen Worten kann man sagen, daß die Restle-
benszeit eines Rohstoffes bei heutiger Abbauge-
schwindigkeit im Laufe der Jahre angestiegen ist.
Man erkennt die abnehmende Knappheit von Roh-
stoffen aber auch an der Entwicklung ihrer Preise.
Diese Preise sind weniger angestiegen als die Preise
anderer Produktgruppen, insbesondere wesentlich
langsamer als der Preis der Arbeit. Da der relative
Preis immer noch der zuverlässigste Knappheitsin-
dikator ist, können wir aus einem sinkenden relati-
ven Preis nur schließen, daß die relative Knappheit
abgenommen hat.
Für die Zukunft kann man folgendes festhalten:
Die Möglichkeiten der Substitution erschöpfbarer
Ressourcen erscheinen heute nahezu unbegrenzt.
Man kann zeigen ), daß es praktisch keinen Roh1 -
stoff gibt, der nicht durch Elemente ersetzt werden
kann, die auf der Erde nahezu unbegrenzt vorhan-
den sind: Metalle und Mineralien werden so stark
von Elementen bestimmt, die aus unbegrenzten
Quellen gewonnen werden können oder für die
Substitute verfügbar sind, daß ihr Durchschnitts-
preis von der Ausschöpfung natürlicher Ressourcen

so gut wie unabhängig ist. Eine besondere Rolle
spielt die Energie: Die Möglichkeit, aus fossilen
Energiequellen Energie zu erzeugen, wird irgend-
wann zu Ende gehen. Die Substitution fossiler
Energieträger durch andere Energiequellen wird
deshalb immer wichtiger werden. Hierher ge-
hört die Weiterentwicklung der Atomenergie, der
Sonnenenergie und anderer alternativer Energie-
erzeugungsformen.

Es kann heute nicht mit Sicherheit gesagt werden,
ob diese Probleme zufriedenstellend gelöst werden
können. Robert M. Solow, Nobelpreisträger für
Nationalökonomie, meint dazu: „Den technischen
Fortschritt (in Zukunft) zu unterstellen ist jedoch
nur eine Annahme, und man kann nicht sicher sein.
Aber das Gegenteil zu erwarten, ist ebenfalls eine
Annahme und viel weniger plausibel.“ )2

Auch die oben angesprochene Beziehung zwischen
Umwelt und Bevölkerungsentwicklung in den Indu-
strieländern bedarf einer Korrektur. Selbstver-
ständlich ist es unbestreitbar, daß weniger Men-
schen bei gleicher Produktions- und Lebensform
auch weniger Umweltzerstörung verursachen.
Während aber eine schrumpfende Bevölkerung bei
voraussichtlicher Schrumpfungsgeschwindigkeit die
Umwelt in den nächsten zehn Jahren überhaupt
nicht und danach nur sehr langsam entlastet, ist bei
entsprechendem Kapitaleinsatz und Bereitstellung
der bekannten Technologien in ein bis zwei Jahr-
zehnten eine sehr weitgehende Reduktion der Neu-
verschmutzung möglich. Bei dem gegebenen kata-
strophalen Zustand gewisser Bereiche der Umwelt
stellt nur ein rascher Einsatz von Technik, d. h.
hohe Umweltschutzinvestitionen, eine sinnvolle
Strategie dar und nicht das Warten auf eine langfri-
stig schrumpfende Bevölkerung. Die Abhängigkeit
der Umweltverschmutzung und -Zerstörung von
den Produktions- und Konsumformen der Men-
schen wird dann besonders deutlich, wenn wir an-
nehmen, daß jeder Mensch auf der Welt die Um-
welt genau so verschmutzt wie ein durchschnittli-
cher Nordamerikaner oder Westeuropäer: Die
Menschheit würde dann in kurzer Zeit zugrunde
gehen.

V. Technischer Fortschritt

Technischer Fortschritt im ökonomischen Sinn ist 
ein Sammelsurium von Einflußfaktoren, die den
Output einer Firma oder Volkswirtschaft bei glei-
chem Faktoreinsatz steigern oder bei vermehrtem

1) Vg|. H. E. Goeller/A. M. Weinberg, The Age of Substi-
2utability,, in: Science, 191 (1976).
) R. M. Solow, The Economics of Resources or the Re-

sources of Economics, in: American Economic Review, 64
(W4) 2, S. 1-14.

Faktoreinsatz eine überproportionale Steigerung
des Outputs bewirken. Man nennt den technischen
Fortschritt deshalb gelegentlich auch „Residualfak-
tor“. Gibt es keinen technischen Fortschritt, muß
sich bei Vermehrung der Produktionsfaktoren um
einen Faktor X auch das Produkt um diesen Fak-
tor X verändern. Zwei identische Fabriken müssen
bei gleichen sonstigen Bedingungen genau das zwei-
fache einer Fabrik produzieren. Wenn die zwei Fa-
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briken mehr als das doppelte produzieren, so ist die
Technologie geändert worden: Technischer Fort-
schritt hat stattgefunden.
In zahlreichen empirischen Arbeiten ist nun immer
wieder festgestellt worden, daß die Produktions-
menge stärker ansteigt als die Produktionsfaktoren.
Von den Ökonomen wird dieses Phänomen als stei-
gende Skalenerträge bezeichnet. Man kann durch-
aus schließen, daß es offenbar bestimmte Formen
von technischem Fortschritt gibt, die eng mit der
Größe einer Volkswirtschaft, eines Sektors oder
eines Unternehmens Zusammenhängen. Darüber
hinaus existiert aber auch hoch anderer technischer
Fortschritt, der statistisch unabhängig vom Umfang
des Faktoreinsatzes ist.
Die Bedeutung des technischen Fortschritts (ein-
schließlich steigender Skalenerträge) für die Be-
antwortung der Frage nach den langfristigen Fol-
gen einer schrumpfenden Bevölkerung ist kaum
zu überschätzen. Abramowitz3) beispielsweise
schätzt, daß der säkuläre Anstieg des Pro-Kopf-
Einkommens in den USA zwischen 1896 und 1953
nur zwischen fünf bis zwanzig Prozent auf den
Mehreinsatz der Faktoren zurückzuführen ist. Alles
andere muß also dem technischen Fortschritt zuge-
rechnet werden. Untersuchungen auch für andere
Länder kommen zu ähnlichen Ergebnissen4). Im
folgenden soll zwischen inputmengen-abhängigen
technischem Fortschritt (steigende Skalenerträge)
und technischem Fortschritt allgemein, der auch
den ersteren mit erfaßt, unterschieden werden.

3) Vgl. M. Abramowitz. Resource and Output Trends in the
US since 1870, in: American Economic Review, 46 (1956),
S. 5-23.
4) Vgl. E. F. Denison. The Sources of Economic Growth
and the Alternatives before Us, Committee for Economic
Development. New York 1962; ders., Why Growth Rates
Differ, Washington 1967; J. W. Kendrick, Productivity
Trends in the United States, Princeton 1961.

Steigende Skalenerträge sind — wie erwähnt — oft
festgestellt worden: Meist wird geschätzt, daß die
Produktion um zehn bis 20 Prozent mehr ansteigt,
als der Input der Faktoren. Dieser Umstand kann
zwei Erklärungen haben:
1. Steigende Skalenerträge entstehen durch Unteil-
barkeiten der Produktionsfaktoren. Wird ein Pro-
duktionsfaktor durch Hinzufügen einer neuen un-
teilbaren Einheit erhöht, ist sein Einsatz als Faktor-
input zunächst nur teilweise möglich. In der Folge-
zeit entstehen bei zunehmender Auslastung dieser
Einheit Produktionszuwächse, ohne daß der Ein-
satz dieses Faktors erhöht werden müßte. Der da-
durch entstehende „Meßfehler“ zeigt die Skalener-
träge an. Dieses Argument erscheint besonders bei
Infrastrukturinvestitionen plausibel.
2. Skalenerträge haben ihren Grund in der Tat-
sache, daß größere Unternehmen in vielen Bran-
chen die Produkteinheit billiger produzieren als
kleinere. Es wird also angenommen, daß sich die
Produktionstechnologie bei Übergang zu größeren
Produktionsmengen ändert. Gerade weil die Pro-

duktionstechnologie sich ändert, handelt es sich bei
diesem Argument eigentlich nicht um Skalener-
träge.

Die Unterscheidung zwischen diesen beiden Erklä-
rungen ist bei schrumpfender Bevölkerung rele-
vant. Bei Geltung der unter 2. genannten Erklärung
würde die Produktion pro Kopf von der Schrump-
fung negativ beeinflußt werden, wenn auch die Un-
ternehmen bzw. Betriebsgrößen im Durchschnitt
verkleinert werden. Bei Geltung der unter 1. gege-
benen Erklärung würde das Pro-Kopf-Einkommen
von der Schrumpfung nicht verändert werden.

Neben dem Argument der Skalenerträge existiert
eine große Zahl von Hypothesen und Theorien
über den Zusammenhang von technischem Fort-
schritt und Bevölkerungsentwicklung. So wird ar-
gumentiert, daß eine größere Bevölkerung auch
eine größere Wahrscheinlichkeit bietet, daß krea-
tive Personen auftreten, die technischen Fortschritt
bewirken. Hierzu muß man bedenken, daß bei dem
weltweiten intensiven Austausch von Informatio-
nen eine Benachteiligung einer kleineren oder lang-
sam wachsenden Bevölkerung wegen der Über-
nahme bzw. der Nachahmung von Technologien
nicht zu befürchten ist.

In der Vergangenheit wurde oft die Vermutung
geäußert, daß das mit dem Schrumpfungsprozeß
der Bevölkerung einhergehende höhere Durch-
schnittsalter der Beschäftigten zu einer Abnahme
der durchschnittlichen Produktivität führen
könnte. Es steht außer Frage, daß die menschliche
Arbeitskraft eng mit der physischen Leistungsfähig-
keit verknüpft ist. Diese physische Leistungsfähig-
keit nun erreicht nach empirischen Untersuchungen
ihren Höhepunkt zwischen dem zwanzigsten und
dreißigsten Lebensjahr. Der Schrumpfungsprozeß
der Bevölkerung wird die durchschnittliche physi-
sche Leistungsfähigkeit daher negativ beeinflussen.
Aber die Produktivität hängt auch von erlernten
Fähigkeiten ab. Ein älterer Mensch wird in der
Regel über mehr Fähigkeiten und Erfahrungen ver-
fügen als ein jüngerer Mensch. Diesem für die Pro-
duktivität eines älteren Menschen sprechenden
Umstand wird aber dadurch entgegengewirkt, daß
gerade in den letzten Jahrzehnten Wissen und Er-
fahrung relativ schnell veralteten. Daraus ergibt
sich ein Nachteil für ältere Arbeitnehmer, deren
Schwierigkeit, Neues zu erlernen, nachweislich
physische Ursachen hat. Ein möglicher Indikator
für die gesamte Produktivität eines Menschen ist
das Einkommen. Der Höhepunkt der Einkom-
mensentwicklung eines durchschnittlichen Arbeit-
nehmers liegt zwischen 30 und 45 Jahren. Auch bei
Zugrundelegung pessimistischer Annahmen bezüg-
lich der weiteren Bevölkerungsentwicklung wird
das Durchschnittsalter diese Grenze aber nicht
überschreiten. Folglich dürfte die Variable Alters-
struktur — wenn überhaupt — nur einen geringen
Einfluß auf die Durchschnittsproduktivität aus-
üben.
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Neben der Fähigkeit, Neues zu erlernen, fordert
der technische Fortschritt eine weitere Eigenschaft
vom Arbeitnehmer: Mobilität. Technischer Fort-
schritt bringt einen Wandel der wirtschaftlichen
Strukturen mit sich. Mobilität bedeutet in diesem
Zusammenhang die Fähigkeit des Arbeitnehmers,
sich diesen Wandlungen anzupassen. Dazu gehört
die Bereitschaft, den Beruf oder gar die Branche zu
wechseln ebenso wie regionale Mobilität. Eine
wachsende Bevölkerung ist auch ohne individuelle
Mobilität recht gut in der Lage, sich ändernden
Strukturen anzupassen. Berufsanfänger gehen zu-
meist in wachsende Branchen und wachsende Be-
völkerungen zeichnen sich ja gerade durch eine re-
lativ hohe Zahl von Berufsanfängern aus. Sinkende
Bevölkerungszahlen werden dagegen häufigeren
Berufs- oder Wohnortwechsel erzwingen. Laut em-
pirischen Untersuchungen nimmt die Mobilität
aber mit steigendem Alter stark ab, wohingegen der
Rückgang der physischen und geistigen Kräfte bzw.
der Leistungsfähigkeit eines Menschen erst später
zu verzeichnen ist. Der Bevölkerungsrückgang, so
die Quintessenz dieses Abschnitts, könnte nun we-
gen des mit ihm verbundenen höheren Durch-
schnittsalters zu abnehmender Mobilität und somit
einer Behinderung des technischen Fortschritts füh-
ren.

Tatsächlich gibt es empirische Untersuchungen, die
einen Zusammenhang von technischem Fortschritt
und der Größe eines Marktes, also der Nachfrage,
nahelegen. Schmookler5) weist für US-Daten nach,
daß rasch wachsende Märkte oder Bevölkerungen
relative hohe Raten technischen Fortschritts aufzei-
gen. Eine weitere Untersuchung6) verknüpft die
Rate des technischen Fortschritts mit konjunkturel-
len Nachfrageänderungen. Die Autoren stellen
fest, daß der technische Fortschritt mit einer stati-
stisch signifikanten Verzögerung von vier bis sieben
Jahren auf Konjunkturschwankungen reagiert.

7) Vgl. Y. Hayami/V. W. Ruttan, Agricultural' Develop-
ment, Baltimore-London 1971.
8) Vgl. B. Felderer, Wirtschaftliche Entwicklung bei
schrumpfender Bevölkerung, Berlin etc. 1983.

Eine einfache Plausibilitätsüberlegung spricht da-
für, daß der Bevölkerungsrückgang auch die Stoß-

richtung des technischen Fortschritts beeinflussen
könnte. Wenn die menschliche Arbeitskraft knap-
per wird, dürfte sich der relative Preis dieses Fak-
tors erhöhen: die Löhne müßten steigen. Vermut-
lich werden bei Bevölkerungsrückgang deshalb ver-
mehrt arbeitssparende Technologien entwickelt. In
diesem Zusammenhang ist eine Studie ) besonders
interessant, in der die Entwicklung der nordameri

7

-
kanischen Landwirtschaft von 1880 bis 1960 mit
derjenigen Japans verglichen wird. Die Auswahl
der Länder geschah nicht zufällig. Die USA sind ein
Beispiel für ein Land, daß mit landwirtschaftlich
nutzbarer Fläche reichlich ausgestattet ist; Japan
dagegen zählt zu den Ländern mit der geringsten
Agrarfläche pro Beschäftigten auf der Welt. Beide
Länder konnten im Vergleichszeitraum ähnlich
hohe Effizienzgewinne realisieren, mit einem we-
sentlichen Unterschied: in den USA wurde vor al-
lem der Faktor Arbeit, in Japan dagegen der Faktor
Boden eingespart.
Die einzige verläßliche Voraussage über die Reak-
tion des technischen Fortschritts auf demographi-
sche Änderungen ist die. daß einmal vorhandenes
technisches Wissen auch bei schrumpfender Bevöl-
kerung nicht verlorengehen wird. Weitergehende
Aussagen aber sind schwierig, auch wenn die oben
genannten Überlegungen darauf hinweisen, daß
eine schrumpfende Bevölkerung dem Fortschritt
kaum förderlich sein dürfte. Die wachsende Bevöl-
kerung in der Anfangsphase der Industrialisierung
übte sicherlich einen Innovationsdruck auf die
Wirtschaft aus. Ohne technischen Fortschritt wäre
das Bevölkerungswachstum in dieser Zeit gar nicht
möglich gewesen. Auf der anderen Seite kann man
technischen Fortschritt auch als innewohnendes
Prinzip einer auf Wettbewerb beruhenden Markt-
wirtschaft begreifen. Wettbewerb besteht ja gerade
darin, sich durch technische Neuerungen Vorteile
gegenüber Konkurrenten zu verschaffen. Wenn
diese Sicht richtig ist. wird sich das Tempo des tech-
nischen Fortschritts wegen der schrumpfenden Be-
völkerung kaum verlangsamen.

VI. Pro-Kopf-Einkommen

Das Pro-Kopf- oder Pro-Stunden-Einkommen war
als wichtiger Wohlstandsindikator Untersuchungs-
objekt umfangreicher Simulationsrechnungen8).
Langfristig muß man davon ausgehen, daß eine
schrumpfende Bevölkerung das Pro-Kopf-Einkom-
men negativ beeinflußt. Dies gilt besonders für den
Vergleich von Varianten, die unter der Annahme

5)Vgl. J. Schmookler, Invention and Economic Growth,
Cambridge (Mass.) 1966.
) Vel. U. Ben-Zion/V. W. Ruttan, Aggregate Demand

and the Rate of Technical Change, in: H. P. Binswanger/
v; W. Ruttan (Hrsg.), Induced Innovation. Technology, In-
stitutions and Development, Baltimore-London 1978.

hohem technischen Fortschritts und hoher Skalen-
erträge errechnet wurden. Aber auch ohne Unter-
stellung technischen Fortschritts und/oder bei kon-
stanten Skalenerträgen bleibt die negative Korrela-
tion zwischen schrumpfender Bevölkerung und
Pro-Kopf-Einkommen bestehen. Es bleibt aber
festzuhalten, daß der Zusammenhang den Modell-
rechnungen zufolge eher schwach ist. Für die Ent-
wicklung der Pro-Kopf-Einkommen ist ein unge-
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bremstet technischer Fortschritt weitaus wichtiger
einzuschätzen als die Altersstruktur der Gesell-
schaft.

Die Simulationen zeigen ebenfalls, daß die unter-
suchten Phänomene erst langfristig zum .Tragen
kommen. Vergleicht man die ökonomischen Ver-
änderungen, die durch unterschiedliche Geburten-
entwicklung verursacht werden, so stellt man fest,
daß nennenswerte Unterschiede im Pro-Kopf-Ein-
kommen erst nach circa 50 Jahren deutlich werden.
Deshalb macht sich aber auch eine Rückkehr zu
höheren Geburtenziffern nach einigen Jahren erst
langfristig bemerkbar. Eine bereits angelegte Ten-
denz zu sinkenden Einkommen kann daher auch
bei wieder steigenden Geburtenraten nur be-
schränkt verhindert werden.

Kurzfristig kann eine schrumpfende Bevölkerung
dagegen einen positiven Effekt auf die durch-
schnittlichen Einkommen haben. Dafür gibt es

mehrere Gründe. Zum einen ist eine schrum-
pfende Bevölkerung in den ersten Jahren überka-
pitalisiert: die Langlebigkeit einiger Kapitalgüter
verhindert, daß der Anlagenbestand im Gleich-
schritt mit der Bevölkerungsentwicklung abgebaut
werden kann. Deshalb werden vor allem die Preise
langlebiger Kapitalgüter zunächst sinken, was un-
ter sonst gleichen Umständen eine Steigerung der
Realeinkommen bedeutet. Zum zweiten ist zu be-
achten, daß zwischen Geburt und Beginn des Er-
werbslebens in der Regel zwei Jahrzehnte liegen.
In der ersten Phase der Bevölkerungsschrumpfung
bleibt daher die Zahl der Erwerbstätigen nahezu
unverändert, während sich die Gesamtzahl der Be-
völkerung bereits vermindert. Auch dieser Effekt
bringt zunächst eine Steigerung des Pro-Kopf-Ein-
kommens mit sich. Erst wenn die geburtenschwa-
chen Jahrgänge in das Erwerbsleben eintreten,
kommt es zu einem geringeren Ansteigen, eventu-
ell sogar zu einem Sinken des Pro-Kopf-Einkom-
mens.

VII. Zusammenfassung

Aufgrund von Einwanderungen in die Bundesrepu-
blik ist kurz- und mittelfristig nicht mit einem star-
ken Absinken der Gesamtbevölkerung zu rechnen.
Langfristig dagegen wird eine solche Entwicklung
kaum zu verhindern sein, da derartig massive Ein-
wanderungen, wie sie die Konstanthaltung der Be-
völkerungszahl erfordern würde, politisch nicht
durchsetzbar erscheinen. Aus heutiger Sicht scheint
es deshalb wahrscheinlich, daß die Bevölkerung
langfristig sinken wird. Eine derartige Entwicklung
kann jedoch nach dem derzeitigen Stand der For-
schung von einem marktwirtschaftlichen System gut
verkraftet werden. Es ergeben sich zwar Nachfrage-
änderungen, aber ein globaler Nachfrageausfall ist 
nicht zu befürchten. Auch der Arbeitsmarkt dürfte
von der Änderung der Altersstruktur betroffen
sein. Die Löhne der jungen Arbeitnehmer werden
vermutlich gegenüber denjenigen ihrer älteren Kol-
legen ansteigen. Die Sucharbeitslosigkeit dürfte
wegen der geringeren Zahl der Neuzugänge auf
dem Arbeitsmarkt abnehmen.
Eine bedeutende Entlastung der Umwelt bzw. Res-
sourcenschonung aufgrund der sinkenden Bevölke-
rungszahlen in den Industrieländern wird sich vor-
aussichtlich nicht ergeben. Die zu erwartende Be-
völkerungsschrumpfung scheint aus Umweltge-
sichtspunkten weitaus weniger bedeutsam als die in 

der Gesellschaft vorherrschenden Konsumgewohn-
heiten und die vorhandenen Produktionstechnolo-
gien. Ob und in welchem Ausmaß sich die demo-
graphische Entwicklung auf das Tempo des techni-
schen Fortschritts auswirkt, ist sehr schwer zu sa-
gen.

Den Argumenten, die für diese Vermutung spre-
chen, wie z. B. die Bevölkerungsdruckhypothese,
steht eine Sichtweise des technischen Fortschritts
gegenüber, in der technischer Fortschritt als inne-
wohnendes Prinzip einer freiheitlichen Marktwirt-
schaft und somit von der Bevölkerungsentwicklung
weitgehend unabhängiges Phänomen aufgefaßt
wird. Immerhin läßt sich sagen, daß es kein logi-
sches oder empirisches Argument für die Beschleu-
nigung des technischen Fortschritts durch Bevölke-
rungsschrumpfung gibt.

Simulationsrechnungen zufolge ist ein Einfluß der
demographischen Entwicklung auf das Pro-Kopf-
Einkommen wahrscheinlich, jedoch nicht sehr aus-
geprägt. Kurzfristig führt eine schrumpfende Be-
völkerung zu einem Steigen, langfristig zu einem
Sinken des Pro-Kopf-Einkommens. Der Faktor
technischer Fortschritt ist allerdings für die Ent-
wicklung der Pro-Kopf-Einkommen weitaus wichti-
ger als die Bevölkerungsentwicklung.
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Detlef Grieswelle

Diskurs über Bevölkerungsfragen
und Familienpolitik

I. Probleme rationaler Erörterung

Die Diskussion über die Bevölkerungsentwicklung,
ihre Folgen und den politischen Handlungsbedarf
ist in der Bundesrepublik Deutschland sehr spät
und nur langsam in Gang gekommen und hat auch
heute noch nicht jenen Stellenwert, der den Proble-
men von der Schwere der Herausforderungen ei-
gentlich zukommen sollte. Die These von der gerin-
gen Bedeutung des Themas trifft insbesondere zu
für die breitenwirksamen Medien des Fernsehens,
Rundfunks und der Tageszeitungen. Mittlerweile
hat sich allerdings die veröffentlichte Meinung,
vornehmlich in den überregionalen Tageszeitun-
gen, den Wochenblättern und Magazinen, des Su-
jets stärker angenommen, bedauerlicherweise aber
auch hier in viel geringerem Maße als manchen
anderen gesellschaftspolitischen Fragestellungen
und in der Regel nur im Kontext spezieller Sachbe-
reiche wie beispielsweise Arbeits-, Bildungs-, Ren-
ten- und Gesundheitspolitik. Der Schwerpunkt der
Erörterungen demographischer Fragen liegt ein-
deutig auf der Analyse sozio-ökonomischer Folgen
und notwendiger Anpassungsleistungen, nicht auf
dem Problem der Beeinflussung oder gar Steuerung
der Bevölkerungsentwicklung.

Die Herausforderungen durch den Bevölkerungs-
wandel und potentielle Lösungskonzepte sollten
möglichst breit diskutiert werden, sind doch alle
Gruppen unseres Volkes von dem einschneidenden
Geburtenrückgang und von dem wachsenden Al-
tenanteil mehr oder weniger betroffen. Aufgabe
der Meinungsbildung ist es, daß die Bevölkerung
die Probleme besser wahmimmt, Risiken richtig
einschätzt und sich auf notwendige Veränderungen
einstellt: Ohne ein angemessenes Problembewußt-
sein wird die Durchsetzung einschneidender Maß-
nahmen nicht möglich sein.

Die öffentliche Diskussion hat auch möglichst früh
einzusetzen, einerseits, weil die Folgen der Gebur-
tenentwicklung in Ansätzen schon jetzt wirksam
werden, andererseits, weil es besser ist, Vorkehrun-
gen zu treffen und durch rechtzeitige Entscheidun-
gen den Herausforderungen ihre Schärfe zu neh-
men. Politik hat bereits heute zukünftige Bevölke-
rungsstrukturen ins Kalkül zu ziehen und präventiv
zu handeln, und nicht zu späteren Zeitpunkten,
wenn nur noch tiefgreifende Einschnitte in die
Wirtschafts- und Sozialordnung weiterhelfen und
dann die Legitimität unserer politischen Ordnung
gefährden. Maßnahmen sind in vielen Bereichen
heute oder bald einzuleiten, um nicht, z. B. ab dem

Jahre 2000 in der Arbeitswelt oder ab 2010 in der
Renten- und Krankenversicherung, vor ganz gra-
vierenden. kaum lösbaren Problemen zu stehen.
Öffentliche Reflexion und Debatte über die politi-
sche Gestaltung und frühzeitige Entscheidungen
sind auch deshalb angebracht, weil unsere Bevölke-
rung Vertrauen in die Zukunft haben sollte; nur
unter dieser Voraussetzung kann eine familien- und
kinderorientierte Politik erfolgreich sein.

Die Aufgabe öffentlicher Aufklärung über demo-
graphische Entwicklungen, ihre Folgen und Hand-
lungsnotwendigkeiten ist nun allerdings besonders
schwer, weil vielerlei Tendenzen dazu beitragen,
den Problemcharakter zu verneinen, zu verharmlo-
sen bzw. zu verdrängen und so die Herausforderun-
gen nicht oder unzulänglich wahrzunehmen.

Eine dieser Varianten ist die vage Hoffnung, das
generative Verhalten der Menschen werde sich
schon wieder ändern, noch nie sei die Geburtenrate
in einem Land über längere Zeit gleichgeblieben.
Die These von der Brechung des Trends übersieht
die Einflußkraft eines ganzen Bündels von kaum
reversiblen und in fast allen modernen Gesellschaf-
ten gleichermaßen wirksamen Faktoren, die ge-
ringe Steuerungsmöglichkeit durch Staat und Ge-
sellschaft sowie last not least die Tatsache, daß die
großen Geburtendefizite seit zwei Jahrzehnten vor-
handen sind und nicht durch verändertes generati-
ves Verhalten beseitigt werden können.

Eine weitere Spielart solcher vordergründigen Ar-
gumentation ist die grundsätzliche Ablehnung von
Zukunftsschau und -planung; die Voraussagen
seien immer mit großen Unsicherheiten behaftet.
Hier wird zunächst einmal verkannt, daß es sich bei
Bevölkerungsprognosen nicht um Vorhersagen in
strengem Sinne handelt, sondern um Modellrech-
nungen, die unter bestimmten Voraussetzungen
Gültigkeit besitzen. Da eine Veränderung in den
wesentlichen Annahmen und eine grundlegend an-
dere Entwicklung kaum begründbar sind und der
Geburtenrückgang seit Mitte der sechziger Jahre
feststeht und eindeutige Folgen hat, ist es unverant-
wortlich, zu postulieren, die Dinge einfach auf sich
zukommen zu lassen.

Weitaus ernster zu nehmen und durchaus berechtigt
sind jene Stimmen, die vor einer Dramatisierung
durch die Konzentration des Blicks auf die Bevöl-
kerungsentwicklung warnen, seien doch gesamtge-
sellschaftliche Handlungschancen und die Problem-
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lösungskapazitäten des ganzen Gemeinwesens ein-
zubeziehen. Die Gesellschaft werde so kreativ sein,
daß den Herausforderungen erfolgreich begegnet
werden könne. Wenn hier ein Laissez-faire gemeint
ist, es werde ja alles nicht so schlimm kommen, man
solle nur ganz ruhig abwarten, die Probleme wür-
den sich schon lösen, dann ist das allerdings eine
falsche Einstellung. Handelt es sich jedoch um Hin-
weise auf gesellschaftliche Problemlösungskapazi-
täten und mögliche rechtzeitige und allmähliche
Anpassungsstrategien, z. B. in Form von techni-
schen Innovationen, Produktivitätssteigerungen,
Erschließung von Arbeitskräften, ihre Qualifizie-
rung. Selbstvorsorge in der sozialen Sicherung etc.,
so sind das wichtige Überlegungen. Nur gilt es da-
bei, die Chancen der Bekämpfung negativer Kon-
sequenzen der demographischen Entwicklung
durch Anpassungsmaßnahmen in der Wirtschafts-
und Sozialordnung nicht überzubewerten und die
tiefgreifenden Wirkungen demographischer Fakto-
ren und die Größe der Herausforderungen durch
den Bevölkerungswandel nicht zu unterschätzen.

Eine andere, bedenklichere Variante besteht darin,
die positiven Seiten des Bevölkerungswandels zu
betonen und auf beachtliche Entlastungen hinzu-
weisen, z. B. in Bereichen wie Bildung und Um-
welt. Es ist richtig, daß solche Fragen in der Dis-
kussion nicht ausgespart werden dürfen. Weniger
Menschen bedeuteten weniger Aufwand bei Schu-
len, kleinere Klassen, weniger Umweltverschmut-
zung, weniger Ressourcenverschwendung, weniger
Lärmbelastung. Ist dem aber so? Sind Bildungsein-
richtungen nicht recht starre Organisationen mit
sachlicher und personeller Ausstattung und mit gro-
ßen Schwierigkeiten bezüglich rascher Anpassung?
Bringen weniger Schüler wirklich eine Leistungs-
steigerung, wenn Schulen um Nachwuchs ringen
müssen und die Konkurrenz auf dem Arbeitsmarkt
sich entschärft? Erwachsen nicht mit immer weni-
ger Jugendlichen neue Erfordernisse der Weiterbil-
dung erwachsener und älterer Menschen? Werden
weniger Menschen die Probleme mit der Umwelt
automatisch vermindern, wenn eventuell mit den
demographischen Veränderungen Ressourcen zur
Problemlösung schwinden? Tragen weniger Bil-
dungsnachwuchs und weniger kreative und innova-
tionstüchtige junge Menschen zur besseren Bewäl-
tigung von Bildungs- und Umweltproblemen bei?
Schaffen Entlastungen in einigen wenigen Sekto-
ren, so überhaupt mit ihnen zu rechnen ist, ausrei-
chend Ressourcen für die Bewältigung der Heraus-
forderungen in zahlreichen anderen Bereichen?
Das ernsthafte Problem des demographischen
Wandels liegt nicht in den Zahlen der abnehmen-
den Bevölkerung, sondern in der veränderten Al-
tersstruktur. Und hier gibt es kein Entrinnen vor
wichtigen Fragen wie der Finanzierung der Alters-
versorgung, den Kosten des Gesundheitswesens,
der Pflege älterer Menschen, der Verteidigungsfä-
higkeit der Bundesrepublik, des Schrumpfens der
Arbeitskräfte, der Verschiebung in der ökonomi-
schen Nachfrage etc. Die Liste kann beliebig erwei-

tert werden, sind doch fast alle Handlungsfelder
unserer Gesellschaft betroffen.

Eine weitere Gefahr, den Problemcharakter der
demographischen Entwicklung nicht angemessen
wahrzunehmen und zu vermitteln, besteht in der
Langzeitwirksamkeit des generativen Wandels: die
Wirkungen entfalten sich ganz allmählich, dann
umso nachdrücklicher. Es handelt sich hier um Ver-
änderungen, die zunächst in vielen Bereichen kei-
nen akuten Problemcharakter erzeugen. Wie die
Politik dazu tendiert, solche Fragen und frühzeitige
Entscheidungen vor sich herzuschieben, so vermei-
den viele Journalisten, sich selbst und ihre Leser/
Hörer mit unangenehmen Zukunftserwartungen
und notwendigen unangenehmen Konsequenzen zu
konfrontieren, die schon heute für die künftigen
Jahrzehnte zu erfolgen haben. Die Probleme sind
für die Bevölkerung gegenwärtig kaum zu spüren,
auch in einer mittelfristigen Perspektive bis zum
Jahre 2000 nicht gravierend, warum also im Jetzt
und Heute die großen Herausforderungen dennoch
diskutieren? Eine solche Langzeitorientierung be-
deutet eine weitgehend neue Dimension der Ver-
antwortung, wozu die Bereitschaft häufig fehlt bzw.
diese nur dort vorhanden ist, wo die Bedrohung
unmittelbar und konkret erfahrbar ist und entspre-
chende Interessengruppen und Lobbies entstehen,
z. B. im Umweltbereich und bei großtechnischen
Risiken. Eine durchgehende, also auch andere Fel-
der wie Familie, soziale Sicherung, Arbeit ein-
schließende Generationensolidarität und langfri-
stige Vorsorgebereitschaft gibt es kaum, und sie
sind sicherlich durch Aufklärungs- und Motiva-
tionskampagnen schwer zu schaffen. Dies auch des-
halb, weil die Zukunftsängste vieler Menschen, ge-
rade unter den Journalisten, bezüglich Frieden.
Umwelt und Atomkraft die Werbechancen für Vor-
sorge in anderen Bereichen, z. B. durch Familie
und Kinder, konterkarieren.

Gegenwartsorientierung, teilweise sogar -besessen-
heit, ist also nicht nur ein Problem der Politik, son-
dern auch der Medien und der Bevölkerung insge-
samt. Langzeitorientierung und Generationensoli-
darität sind vor allem deshalb so schwierig zu ver-
mitteln, weil sie große Anpassungsleistungen der
Bürger, Mobilität der gesellschaftlichen Strukturen
und Eingriffe in Besitzstände bedingen. Bei Besitz-
ständen ist an Vorteile gedacht, die durch Regelun-
gen des Staates bzw. mächtiger Verbände wie der
Tarifvertragsparteien eingeräumt wurden und nicht
oder nicht mehr gerechtfertigt sind, weil sie bezüg-
lich wichtiger Bereiche und Ziele unserer Gesell-
schaft kontraproduktiv wirken. Besitzstände behin-
dern in vielfältiger Weise die Dynamik in unserer
Gesellschaft und vor allem die Erreichung zentraler
Ziele, so auch die gerechte Verteilung von Lasten
und Pflichten unter den Generationen. Der Begriff
der Besitzstände bezieht sich auf Gratifikationen
wie Einkommen, soziale Sicherung, Schutzrechte,
Status, Einfluß und Macht. Die Verteidiger von
Besitzständen wollen zumindest den Status quo er-
halten und Verluste auf alle Fälle vermeiden; dabei
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geht es nicht allein um die Bewahrung des erreich-
ten Niveaus, sondern auch um die Konservierung
der jeweiligen Stellungen in Relation zu anderen.
Die Besitzständler werden von mächtigen Interes-
sengruppen kräftig unterstützt, was den einmal er-
rungenen Positionen hohe Dauerhaftigkeit und
manchmal geradezu Unantastbarkeit verschafft.
Eine weitere Aporie für eine sachgerechte Vermitt-
lung liegt in der Vielfalt der betroffenen Phäno-
mene, was einfache Beschreibungen, Analysen und
Lösungsangebote nicht zuläßt. Es sind ja fast alle
Bereiche unserer Gesellschaft betroffen. Infolge
der Bevölkerungsentwicklung stehen vor allem un-
sere Systeme der sozialen Sicherung vor der Not-
wendigkeit tiefgreifender Reformen. Die wissen-
schaftlichen und politischen Prognosen der Ent-
wicklungen, noch mehr die Lösungsansätze, sowohl
für die Altersversorgung wie für die Krankenversi-
cherung, sind äußerst mannigfaltig und kontrovers.
Die soziale Sicherung ist aber nur ein Handlungs-
feld. das durch die demographischen Tendenzen in 
hohem Maße beeinflußt wird. Zu denken ist weiter-
hin an die Wirtschaft und sich verändernde Märkte,
an die Erwerbsarbeit, wo zunächst Arbeitslosigkeit
zu verzeichnen ist und bis zum Jahre 2000 fortbe-
stehen wird, in fernerer Zukunft vermutlich eher
Arbeitskräftemangel herrscht, was dann in beson-
derem Maße technologische Innovation in der Wirt-
schaft und Förderung von Leistungsfähigkeit und
Leistungsbereitschaft der arbeitenden Menschen
verlangt. Bei den zahlreichen Problemen ist außer-
dem zu denken an Wohnen und Bausparen, d. h. an
sinkende Immobiliennachfrage und -preise, was die
heutige starke Förderung von Wohneigentum äu-
ßerst problematisch macht; an unser Bildungswesen
mit den Schwankungen der Schüler- und Studenten-
zahlen der verschiedenen Altersstufen und entspre-
chend erforderlichen Anpassungsflexibilitäten der
Infrastrukturen, an die Bundeswehr und ihre Ver-
teidigungsbereitschaft, nicht zuletzt an die soziale
Integration der vielen alten und immer älter wer-
denden Menschen und die notwendigen materiellen
und immateriellen Angebote für sinnvolle Tätig-
keit.

Die Aufklärung der Öffentlichkeit ist äußerst
schwierig, da wir vor mannigfaltigen Einzelproble-
men stehen, die nicht alle unmittelbar und nicht
gleichzeitig zu spüren sind; außerdem erleichtert
die jeweilige demographische Situation bisweilen
Lösungen in einem Bereich, erschwert sie dann in
einem anderen, so wenn ein großes Arbeitskräfte-
angebot negativ für Beschäftigung, positiv für die
Rentenfinanzen ist, ein Schrumpfen gut für Be-
schäftigung, aber schlecht für die Rente; weiterhin
können notwendige Maßnahmen kontraproduktiv
wirken in anderen Sektoren, z. B. das Ausschöpfen
von Arbeitskräftepotentialen für Familie und Kin-
dererziehung. Vernünftige Lösungen erfordern
also eine zeitlich und inhaltlich äußerst differen-
zierte Gesamtschau.
Ein zentrales, den öffentlichen Diskurs in der
Bundesrepublik Deutschland kennzeichnendes

Handicap ist die weitgehende Aussparung des The-
mas einer geburtenfördernden Politik bzw. seine
völlig unzureichende, weil emotionsgeladene Be-
handlung. Wenn heute bei uns in den Massenme-
dien über Bevölkerungspolitik veröffentlicht wird,
dann fast nur im Sinne einer gesellschaftlichen Ge-
staltung in Antwort auf bereits eingetretene bzw.
absehbare demographische Entwicklungen und
ihre Folgen. Eine vollständige Erörterung von be-
völkerungspolitischen Problemen umfaßt aber im-
mer zweierlei: erstens, die demographischen Ent-
wicklungen und ihre zukünftigen Tendenzen als
Faktoren zur Kenntnis zu nehmen und sich auf die
weitgehend absehbaren Folgen einzustellen; zwei-
tens, dem Schutz und der Stärkung von Familie und
Kindern mehr Aufmerksamkeit zu schenken, um
mit einer familien- und kinderfreundlichen Gesell-
schaft und Politik eine Verbesserung in der Gebur-
tenentwicklung zu erzielen.

Natürlich ist es völlig falsch, nur oder vorwiegend
familienpolitische und bevölkerungsorientierte
Ziele ins Auge zu fassen, ist doch das Geburtende-
fizit seit zwei Jahrzehnten vorhanden und sind seine
Auswirkungen kurz- und mittelfristig nicht durch
eine günstigere Geburtenentwicklung in den näch-
sten Jahren zu beeinflussen. Andererseits darf die
Einwirkung auf die Bevölkerungsentwicklung
durch staatliche und politische Maßnahmen nicht
ausgeblendet oder als nicht notwendig und/oder
einfach als nicht möglich bezeichnet werden. Unbe-
kümmert diskutieren viele über Geburtenbeschrän-
kung und fordern staatliche Maßnahmen in der
Dritten Welt gegen das explosive Bevölkerungs-
wachstum, verbinden jedoch mit ihrem Gegenstück
der Geburtenförderung bei uns, im Land mit einer
extrem niedrigen Geburtenhäufigkeit, zahlreiche
negative Vorstellungen, die sich insbesondere be-
ziehen auf die sogenannte Bevölkerungspolitik der
Nationalsozialisten und unangemessene Eingriffe
des Staates in die Freiheitssphäre des einzelnen.
Eine geburtenfördernde Politik wird hier als Ver-
stoß gegen wesentliche Wertvorstellungen, ja gegen
Grund- und Menschenrechte, wie den Schutz der
Privatsphäre, die autonome Lebensführung, die
Freiheit der Frau und den Selbstzweck des Kindes
verstanden. Häufig sieht man die Chancen der Be-
einflussung des generativen Verhaltens als äußerst
gering an, weil es sich bei dem Geburtenrückgang
um einen allgemeinen und beinahe gleichzeitigen
Trend in fast allen sozio-ökonomisch vergleichba-
ren modernen Gesellschaften handele, die Ent-
wicklung irreversibel sei, es auch mangele an Be-
weisen für eine dauerhafte Wirksamkeit einer ge-
burtenfördernden staatlichen Politik auf die Frucht-
barkeit. Eine solche Argumentation ist jedoch in
wesentlichen Punkten falsch bzw. verkürzt und ein-
seitig. Zunächst einmal ist Politik in westlich-demo-
kratischen Gesellschaften niemals eine Zwangs-
oder Bestrafungspolitik für Kinderlose oder Kin-
derarme, sondern kann nur Förderung von Fami-
lien und Kindern bedeuten im Sinne einer Minde-
rung von Benachteiligungen. Kinder werden auch
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nicht vom Staat — wer immer ihn repräsentiert —
als Mittel für gesellschaftliche Zwecke begriffen
und schon gar nicht kollektiver Nutzen als Maßstab
für individuelle Entscheidungen gefordert.
Bezüglich der Geburtenentwicklung ist zu sagen,
daß die sozialwissenschaftliche Forschung über das
generative Verhalten und speziell die Erklärungs-
kraft der diversen Variablen für den Geburtenrück-
gang keineswegs eindeutige Ergebnisse erbracht
hat und es so problematisch ist, politische Hand-
lungsabstinenz mit Wissenschaft zu legitimieren.
Allerdings ist die These von der Geburtenentwick-
lung als eines Phänomens von großer Reichweite,
Allgemeingültigkeit und Gleichzeitigkeit ein ge-
wichtiger Einwand gegen allzu große Hoffnungen
auf Veränderungen; nur wird hier die spezifische
deutsche Situation vernachlässigt, wo ja mit der
besonders drastischen Entwicklung geradezu ein
Sonderweg beschritten wurde. Bei der Beurteilung
der Wirksamkeit von Aktivitäten darf es nicht um
die Bewertung von Einzelmaßnahmen gehen, son-
dern von Maßnahmebündeln.
Wo gibt es solche Vorgehensweisen, die auf wirkli-
chen Lastenausgleich für Familien abzielen, opti-
male Infrastrukturen für die Betreuung und Erzie-
hung von Kindern bringen, die familienverträgliche
Gestaltung der Arbeitswelt einbeziehen und auf
eine positive geistige Beeinflussung des öffentlichep
Meinungsbildes über Familie und Kinder abstellen?
In den meisten Ländern fehlt es schon an einer
befriedigenden materialen Sozialpolitik. Es gilt erst
einmal Erfahrungen mit einer integrativen Fami-
lienpolitik zu machen, um überhaupt zu Bewertun-
gen kommen zu können. Wo es solche Politiken
gibt oder gab, z. B. in Frankreich, spricht alles eher
für die Wirksamkeit von Maßnahmen, freilich nicht
in Richtung der Bestandserhaltung der Bevölke-
rung, sondern eines geringeren Geburtenrückgangs
als in vergleichbaren Ländern. Zu guter Letzt ist 
festzuhalten, daß absinkende Geburtenzahlen nicht
einfach auf generelle Unwirksamkeit von Familien-
politik schließen lassen; es ist nicht nachzuweisen,
wie die demographische Entwicklung ohne fami-
lienpolitische Maßnahmen verlaufen wäre.
Alle Argumentationen für die Chancen einer Ver-
änderung der Geburten dürfen jedoch nicht davon
ablenken, daß es hohe, ja tragende Werte in unse-
rer Gesellschaft gibt, die negativ die Geburtenent-
wicklung beeinflußten und beeinflussen. Genannt

seien schlagwortartig nur die Emanzipation der
Frau, die Liberalisierung der Ehevorstellungen, der
Wandel der Sexualmoral, die Säkularisierung von
Kirche und Religion, die Bildungsexpansion, hohe
soziale Mobilität, wachsende Freizeit- und Kon-
sumorientierung, die Entfaltung von Individualis-
mus und „Selbstverwirklichung“, der Wohlfahrts-
staat und seine umgreifende soziale Sicherung: all’
diese Faktoren sind Ursachen des Geburtenrück-
gangs, aber auch hochgeschätzte Errungenschaf-
ten, von denen jeder einzelne profitiert. Das, was in
weiten Teilen unseres Volkes als Fortschritt inter-
pretiert wird, ist andererseits die Bedingungskon-
stellation unseres Geburtenrückgangs (Robert
Hepp), und es bieten sich kaum Durchsetzungs-
chancen, mit kräftigen Eingriffen in die sozialen
Errungenschaften eine deutliche Veränderung der
Geburtenentwicklung zu erzielen. Deshalb ist in
der öffentlichen Diskussion wie in der praktischen
Politik auf eine Vereinbarkeit moderner Lebens-
orientierung mit Familie und Kindern hinzuarbei-
ten.

Das Feld der Meinungen wäre unvollständig, wenn
nicht jene Minderheitenansichten auf dem rechten
politischen Spektrum erwähnt würden, die vom
Aussterben des deutschen Volkes, einer demogra-
phischen Katastrophe, dem Untergang Deut-
schlands, deutscher Größe und Kultur, dem Verlust
nationaler Identität sprechen und bisweilen die
„Unterwanderung“, „Überfremdung“ oder gar
„Durchrassung“ unseres Volkes durch fremde Zu-
wanderer erwarten. Dies sind alles Kastastrophen-
Visionen und Dekadenzvorstellungen, die einem ra-
tionalen Diskurs zuwiderlaufen: Rückgang der Be-
völkerung bedeutet nicht Aussterben; eine gerin-
gere Zahl von deutschen Einwohnern nicht per se
internationale Bedeutungslosigkeit, Kulturverfall,
geistige Unfruchtbarkeit; Einwanderungen und Mi-
schung der Bevölkerung nicht automatisch Unter-
gang eines Volkes, geistigen Niedergang, Aufgabe
nationaler Identität.

Die Kurzschlüssigkeit der Überlegungen soll frei-
lich nicht davon abhalten, nach den möglichen Aus-
wirkungen des zahlenmäßigen Bevölkerungsrück-
gangs und der diversen Einwanderungsstrategien
auf Werte, Institutionen und Organisationen unse-
rer Gesellschaft zu fragen und die politischen Kon-
sequenzen vernünftig zu erörtern.

II. Bevölkerungs-

Kennzeichnend für die Diskussion in der Bundesre-
publik Deutschland ist. daß man hier häufig eine
eindeutige Unterscheidung zwischen Bevölke-
rungs- und Familienpolitik macht. Ist das gerecht-
fertigt, wo doch eigentlich Familie durch Kind und
Kinder definiert wird und Familienpolitik immer
auch Bevölkerungswirkungen einschließt? Um
diese Frage zu beurteilen, gilt es zu klären, ob über-

und Familienpolitik

haupt und inwiefern Unterschiede oder gar Gegen-
sätze konstruiert werden können.

1. Zunächst einmal ist die Möglichkeit zu nennen,
daß der Staat eine Reproduktionspolitik betreibt
außerhalb der Familie oder zumindest recht indiffe-
rent gegenüber dieser Sozialform. Nun erhalten bei
uns Kinder außerhalb von Ehe und Familie zwar
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offiziell Schutz und Unterstützung, aber Geburten-
förderung wird in unserem Gemeinwesen, wenn
überhaupt, doch in der Regel nur im Kontext von
Ehe und Familie gesehen.

2. Eine Politik könnte in besonderem Maße auf eine
hohe Zahl von Kindern abstellen, also z. B. die
Familie ab dem dritten Kind so fördern, daß ab
dieser Zahl ein voller oder weitgehender Lastenaus-
gleich für die Kinderkosten erfolgen würde. Eine
solche pronatalistische Politik, im Sinne der Förde-
rung der großen Zahl, gibt es bei uns nicht, wird
auch von keiner nennenswerten Gruppe ange-
strebt, findet keine Legitimation. Wenn für kinder-
reiche Familien eine besondere Förderung verlangt
wird, so rechtfertigt man dies ausschließlich mit den
hohen Belastungen der Familien, nicht aber mit
dem Ziel möglichst vieler kinderreicher Familien.

3. Wie Staaten der Dritten Welt und einige Schwel-
lenländer Kinderreichtum bekämpfen und zum Teil
bestrafen, so könnte auch ein moderner Staat Kin-
derlosigkeit und Kinderarmut mit harten Maßnah-
men gegensteuem und Sanktionen verhängen. Ei-
ner negativen Politik gegenüber kinderlosen und
kleinen Familien stünde eine Politik intensiver För-
derung größerer Familien gegenüber. Ansätze für
eine solche Politik sind bei uns überhaupt nicht vor-
stellbar. es sei denn, man sieht schon in einer stär-
keren Belastung von Kinderlosen, wie sie bisweilen
diskutiert wird, eine Bestrafung. Hier geht es aber
ausschließlich um eine recht bescheidene Kompen-
sierung großer Nachteile der Kindererziehenden.
Im Zusammenhang einer Geburtenförderung ließe
sich auch an andere repressive Maßnahmen den-
ken, wie etwa an die Verminderung des Bildungs-
niveaus von Mädchen, die Erschwerung des Zu-
gangs von Frauen zu einer Erwerbstätigkeit, ein
generelles Verbot des Schwangerschaftsabbruchs
und ein Verbot der Herstellung empfängnisverhü-
tender Mittel und des Handels mit ihnen: Auch sol-
che Maßnahmen sind mit zentralen Wertvorstellun-
gen unserer Bürger und ihren Auffassungen des
Verhältnisses von Staat und Individuen nicht ver-
einbar und wären zudem zum großen Teil auch wir-
kungslos.

4. Der Staat könnte in seinen Begründungen von
Familienpolitik vor allem auf Aufgaben wie die
Zunahme oder den Erhalt von Bevölkerungszah-
len, ausgewogene Strukturen und den Nutzen für
Wirtschaft, Bildung, soziale Sicherung und Vertei-
digung abstellen, eventuell sogar versuchen, mit
solchen Zielen die Bevölkerung zu mehr Geburten
zu motivieren. Fürsolche Tendenzen gibt es keiner-
lei Indizien; zwar weisen Politiker auf den Zusam-
menhang zwischen Bevölkerungsentwicklung und
zukünftigen Schwierigkeiten bei der Erfüllung
staatlicher Aufgaben hin und erhoffen sich auch
positive Wirkungen ihrer Familienpolitik auf die
Geburtenzahlen und so Erleichterungen bei den
diversen Problembewältigungen, sie begreifen aber
Familienpolitik zunächst und vor allem als Mittel

zur Förderung der Lebensform der Familie und zur
Unterstützung ihrer Leistungsfähigkeit und erhe-
ben schon gar nicht bevölkerungspolitische Überle-
gungen des Staates zu wesentlichen Orientierungen
der Bürger für Familie und Kinder.

5. Maßnahmen, die zur Förderung der Familie ein-
gesetzt werden, haben mit hoher Wahrscheinlich-
keit auch demographische Auswirkungen und kön-
nen von Staats wegen auch mit dem Ziel der Beein-
flussung von Bevölkerungszahl und -Zusammenset-
zung intendiert sein. Die jeweilige Zuordnung
zur Familien- oder Bevölkerungspolitik aber von
der Nebenfolge bzw. der Nebenmotivation und
-begründung abhängig zu machen, ist doch wenig
plausibel. Fast jede Politik hat Auswirkungen auf
die Bevölkerung und ist unter anderem mit Bevöl-
kerungszielen verbunden und mit ihnen zu begrün-
den, deshalb verfällt aber niemand auf die Idee, alle
Politiken als Bevölkerungspolitik zu bezeichnen.

Eine Differenzierung zwischen Familien- und Be-
völkerungspolitik hat im Grunde nur dann eine ge-
wisse Berechtigung, wenn „Bevölkerungspolitik“
viel weitgehender als die Beeinflussung von Gebur-
ten gefaßt wird und andere Phänomene und Ge-
sichtspunkte einschließt, wie z. B. die Einwande-
rung von Fremden, die Verlängerung der Lebens-
erwartung. die Reduzierung von Kindersterblich-
keit etc. Aber selbst hier ist der Begriff der Bevöl-
kerungspolitik wenig sinnvoll, weil entweder das
Ziel der Bevölkerungsveränderung nur eines unter
vielen darstellt (Migration!) oder Aktivitäten ver-
schiedenster Art neben vielerlei Intentionen auch
bevölkerungsbezogene Absichten haben (z. B. die
Gesundheitspolitik).

Zusammenfassend ist als Ergebnis festzuhalten: Fa-
milie ist der Ort, wo eine Gesellschaft nachwächst,
sich fortsetzt, erneuert. Reproduktion ist eine
grundlegende Aufgabe der Familie, Familienpolitik
dementsprechend wesentlich auch Reproduktions-
politik. Kinder zu haben und zu erziehen ist inte-
graler Bestandteil der Familie und so auch zentraler
Gegenstand der Familienpolitik. Wo man diesen
Zusammenhang ausblendet, werden wichtige
Funktionen familiärer Förderung nicht erkannt. Fa-
milienpolitik ist also immer auch Bevölkerungspoli-
tik im Sinne von Einflußnahme auf Zahl und Struk-
tur der Bevölkerung, demgemäß ist eine Differen-
zierung zwischen Familien- und Bevölkerungspoli-
tik — jedenfalls unter den Wertprämissen in unse-
rer Gesellschaft — nicht angebracht. Für diese Ent-
scheidung sind keinerlei taktische Überlegungen
maßgebend, also z. B. die Berücksichtigung negati-
ver Assoziationen des Begriffs der Bevölkerungs-
politik an nationalsozialistische Maßnahmen, staat-
liche Anmaßungen und Zwänge, Verstöße gegen
Menschenrechte usf., sondern die vorgetragenen
grundsätzlichen Erwägungen.

Diese haben gezeigt, daß demographische Orientie-
rungen nicht die zentralen Maßstäbe und Motive
der Familienpolitik sind und auch nach Meinung
des größten Teils unserer Bevölkerung nicht sein
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dürfen. Familienpolitik bezieht ihre Legitimation
nicht primär aus dem Beitrag der Familien für die
Bevölkerungsgröße und eine ausgewogene -Struk-
tur, sondern aus der Bestimmung der Familie als
wertvoller Lebensform, weil hier die Nachwuchser-
zeugung und -pflege, die Persönlichkeitsentwick-
lung und die sozio-kulturelle Entfaltung der Persön-
lichkeit am besten aufgehoben sind. Vor allem die
Familie bietet Raum für das Erleben von Gemein-
samkeit, gegenseitiger Verantwortung. Zuwendung
und Liebe; sie ist der wichtigste Ort persönlicher
Geborgenheit und Sinnvermittlung.
Wenn nun immer weniger Familien gegründet und
immer weniger Kinder geboren werden, so hat das
neben den vieldiskutierten Folgen für Erwerbsar-
beit, soziale Sicherung und Bildung viel tiefgehen-
dere Auswirkungen. Wie wird eine Gesellschaft
aussehen, wo die junge Generation eine Minorität
ist, Pflege und Erziehung nur noch selten erbracht
werden, die Langzeitorientierung auf Generatio-
nen häufig fehlt, Verantwortung und Opferbereit-
schaft für Kinder eine Ausnahme darstellen, die
Kraft der Erneuerung durch die nachwachsende
Generation schwindet? Eine Kultur, die weitge-
hend ohne Kinder ist, bedeutet das nicht Verar-
mung? Werden Egoismus und Hedonismus noch
zunehmen, wenn Mutterschaft und Vaterschaft als
wertvolle Formen der Verwirklichung der Men-
schen an Einfluß verlieren? Was heißt Kinderlosig-
keit für die Ehen, die ohne die Bindekraft von Drit-
ten vor emotionalen Überforderungen stehen?
Tendenzen der Auflösung der Familie haben für
Werte, Leitbilder und Tugenden in unserer gesam-
ten Gesellschaft Folgen, die heute noch gar nicht
abzusehen sind.
Als wesentliche Lebens- und Erziehungsgemein-
schaft hat die Familie rechtlichen Schutz und die
staatliche Förderung ihrer Reproduktions- und Er-
ziehungsaufgaben zu erhalten; der Grundwert der
sozialen Gerechtigkeit ist hier zentraler Maßstab,
nicht der Gesichtspunkt der Bevölkerung, Die Fa-
milien erbringen mit ihren Kindern und ihrer Kin-
dererziehung hohe Leistungen für die Gesellschaft
und haben konsequenterweise Anspruch auf die

Solidarität des Gemeinwesens. Die Schaffung und
Sicherung guter Lebenslagen für Familien und Kin-
der sind also die Leitidee der Familienpolitik. Diese
Perspektive der sozialen Gerechtigkeit, die für
staatliches Handeln selbstverständlich sein muß,
findet auch auf der Ebene gesellschaftlicher Grup-
pen und der Einzelbürger einigermaßen Akzep-
tanz, jedenfalls viel eher als das Ziel der Verände-
rung von Bevölkerungsentwicklungen.

Trotz der Vorrangigkeit anderer Werte und Motive
als Bevölkerungsfragen in der Familienpolitik hat
der Staat in seiner Verantwortung für das Ganze
Bevölkerungsaspekte in seine Überlegungen und
Planungen einzubeziehen, die Öffentlichkeit auf
solche Zusammenhänge hinzuweisen und familien-
politische Maßnahmen auch unter Bevölkerungsge-
sichtspunkten durchzuführen. Die Familiengrün-
dung und Entscheidung für Kinder erfolgen nicht
aus Bevölkerungsgründen. Stünden solche Motive
im Vordergrund, wäre das äußerst inhuman. Es gibt
also zahlreiche triftigere Gründe für Familie und
Kinder: dies kann nicht für den Staat bedeuten,
bevölkerungsorientierte Ziele einfach auszuklam-
mern.

Warum sollte ein Staat nicht sagen, daß für das
Wohl des Gemeinwesens mehr Kinder nötig sind?
Warum sollte es unschicklich sein, in familienpoli-
tische Reflexionen Fragen der Bevölkerungsent-
wicklung aufzunehmen, wie es viele Staaten, auch
der westlichen Welt, tun bzw. getan haben? Der
Staat ist hier nie neutral, auch wenn er von Bevöl-
kerungspolitik nicht spricht: Seine Maßnahmen und
Unterlassungen haben immer Folgen für die Bevöl-
kerungsentwicklung. Ist es da nicht besser, das
Thema offen zu diskutieren und eine angemessene
Politik zu entwerfen, freilich unter Wahrung aller
Freiheits- und Persönlichkeitsrechte, die unsere
Ordnung auszeichnen? Kinder dürfen natürlich
nicht instrumentalisiert werden, etwa in Richtung
auf die Erreichung kollektiver Ziele in Wirtschaft,
sozialer Sicherung, Bildung oder gar auf Werte wie.
nationale Größe, deutsche Kultur, ethnische Iden-
tität.

III. Familienpolitische Maßnahmen

Eine wesentliche Frage für die Entwicklung von
Familie und Bevölkerung ist eine für beide Ge-
schlechter zufriedenstellende Verteilung der Fami-
hen- und Berufsaufgaben. Ein hoher und noch
wachsender Bedarf an weiblichen Arbeitskräften,
das verbreitete Streben der Familien nach gehobe-
nem Lebensstandard, die recht hohe und wach-
sende Bildung und berufliche Ausbildung der Mäd-
chen und Frauen, die Verbesserung der Stellung
der Frauen in Recht und Gesellschaft und ihre ver-
änderten Einstellungen zu Familie, Erwerbstätig-
keit und Beruf zeigen, daß das Leitbild der •nicht
berufstätigen bzw. auf längere Zeiträume nicht er-

werbstätigen Ehefrau und Mutter an Einfluß bei
den Frauen verliert. Andererseits bringt eine durch-
gehende bzw. nur in der generativen Phase unter-
brochene Erwerbstätigkeit der Mutter viele Pro-
bleme für Familie und Kindererziehung. So ist ver-
nünftigerweise vermittelnden Konzepten Vorrang
einzuräumen, daß also die Frauen unter den Auf-
gaben der Familie und des Berufs zeitlich — nach
Phasen — wählen bzw. Prioritäten setzen, d. h.
sich nach Ausbildung und ersten Berufsjahren aus-
schließlich oder vorwiegend der Kindererziehung
widmen und späterhin, mit dem Heranwachsen der
Kinder, ihre berufliche Tätigkeit voll oder teilweise
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wieder aufnehmen. Die grundsätzliche Wahlfrei-
heit der Frauen ist natürlich mit diesem Vorschlag
nicht berührt, und andere Konzeptionen über die
Zuordnung von Familie, Kindererziehung und Be-
ruf müssen ihre Chancen haben. Dies natürlich
auch deshalb, weil Mütter ja häufig gezwungen
sind, berufstätig zu sein, um die Existenz der Fami-
lie bzw. einen angemessen erscheinenden Lebens-
standard zu sichern. Auf alle Fälle sind die Ange-
bote für die Entlastung berufstätiger Mütter zu ver-
bessern (Krippen, Tagesmütter, Kindergärten,
Horte, Betreuung von Kindern in Betrieben, Ver-
längerung und Flexibilisierung von Öffnungszeiten
der Betreuungseinrichtungen, familienfreundliche
Schulzeiten, Ganztagsschulen, auch in privater
Form etc.), aber auch die Konzentration auf Erzie-
hungsarbeit und der Verzicht auf Erwerbsarbeit
haben gesellschaftliche Anerkennung und sozialpo-
litische Förderung verdient. Eine Politik, die sich
auf ganz bestimmte Leitbilder der Frau in Argu-
mentation und im politischen Handeln fixiert, scha-
det eher der Bereitschaft zu Familie und Kindern,
als daß sie ihr nützt. Nichtsdestotrotz darf Politik
Schwerpunkte setzen, soweit es hierfür gute
Gründe gibt, und sollte insbesondere auf die beruf-
liche Reintegration der Mütter in die Arbeitswelt
abstellen.

Wie unterschiedlich die Entscheidungen der Mütter
auch sind und sein werden, insgesamt gesehen ge-
wann und gewinnt die Erwerbsarbeit in der Lebens-
planung der Frauen an Bedeutung. Eine bessere
Vereinbarkeit von Beruf und Familientätigkeit ist
deshalb ein wesentliches Ziel, und die Arbeitswelt
hat mehr als bisher auf die Belange der Familien,
und das heißt in der Regel der Mütter, Rücksicht zu
nehmen. Zu denken ist hier an eine ganze Palette
von Aktivitäten, an mehr Beweglichkeit in der zeit-
lichen und räumlichen Gestaltung der Arbeit (mehr
Teilzeitangebote, flexiblere Arbeitszeiten, längere
Erziehungsurlaube mit Rückkehrgarantie, Kurzur-
laube bei Krankheit von Kindern, Auslagerung von
Tätigkeiten durch Schaffung von Heimarbeitsplät-
zen, falls Frauen dies wünschen), an betriebliche
Sozialleistungen für die Familie (Betriebskinder-
gärten, Wohnungsförderung, Familienerholung),
an frauenbezogene Personalarbeit (gezielter Ein-
satz der Frauen, Weiterbildungsprogramme, Kurz-
zeitbeschäftigungen und Qualifizierung der Eltern-
urlauber, Förderungspläne, Wiedereingliederungs-
hilfen) und an den Ausweis der Maßnahmen in 
sogenannter gesellschaftsbezogener Sozialbericht-
erstattung.

Viele Maßnahmen kosten Geld, und es fehlt an den
notwendigen Mitteln bzw. es fällt oft schwer, den
Aufwand als Investition in die langfristige Siche-
rung der Unternehmen zu begreifen. Klein- und
Mittelbetriebe stehen hier vor großen Schwierigkei-
ten, große Firmen und der öffentliche Dienst haben
e8 leichter und sollten eine Vorreiterfunktion über-
nehmen. Bei kleineren Betrieben wäre über kollek-
tive Absicherungen finanzieller Risiken in gemein-
samen Einrichtungen und Fonds nachzudenken.

Im internationalen Vergleich mit modernen Indu-
striegesellschaften stehen wir in der Bundesrepu-
blik sowohl beim Anteil der Frauen unter den Er-
werbstätigen wie auch bei der Geburtenhäufigkeit
am unteren Ende der Skala. Es spricht also vieles
dafür, daß ein höheres Maß an Frauenerwerbstätig-
keit durchaus vereinbar ist mit Familie und Kin-
dern, wenn nur angemessene Voraussetzungen an
Betreuungsinfrastruktur und Arbeitsplätzen ge-
schaffen werden.

Die Familie hat weiterhin Anspruch auf sozialpoli-
tische Förderung durch den Staat aus mannigfachen
Gründen. Die wichtigsten sind: Die Familie stellt
eine grundlegende und deshalb grundgesetzlich ge-
schützte Form des Zusammenlebens dar; sie ver-
dient für ihre umfangreichen Erziehungsleistungen
einen sozial gerechten Ausgleich; sie garantiert den
gesellschaftlichen Generationenvertrag. Entspre-
chend hat die jetzige Bundesregierung damit begon-
nen, durch zahlreiche familienpolitische Gesetze
die Leistungskraft der Familie zu verbessern. Der
neue Familienlastenausgleich stellt einen Fort-
schritt dar; er bedeutet zwar eine Wende gegenüber
der Politik der sozialliberalen Koalition, aber er ist 
in Relation zu den Belastungen der Familien und
ihren Leistungen für die Gesellschaft unzureichend.
Noch deutlicher wird das, wenn man neben den
Kosten für Kinder, die schwerwiegende Einschrän-
kungen in der Lebensführung und bei der Erspar-
nisbildung und Zukunftsvorsorge bedeuten, Ein-
kommens- und Rentennachteile der Familie hinzu-
nimmt. Bundesminister Stoltenberg schrieb hierzu
im Mai 1988: „Die weitverbreitete Geringschätzung
der Familie, ihrer unverzichtbaren morafischen und
sozialen Kraft, gehört zu den schlimmsten Sünden
der 70er Jahre . . . Wir müssen feststellen, daß die
Einkommensunterschiede zwischen unverheirate-
ten oder kinderlosen Paaren und Eltern mit Kin-
dern gewaltig sind. Vergleicht man zwei Ehepaare,
von denen im einen Fall beide Partner erwerbstätig
sind, keine Kinder haben und je DM 2 500,—
brutto verdienen, von denen im zweiten Fall nur der
Mann erwerbstätig ist, die Frau sich der Versorgung
dreier Kinder widmet, so kommt man zu dem Er-
gebnis, daß das zweite Paar um rund 1,5 Mio. DM
nach Steuern schlechter steht als das erste. Das ist
der abgezinste Vermögensnachteil dreier Kinder,
der sich dadurch ergibt, daß die Frau kein Erwerbs-
einkommen hat, daß die Kinder Kosten verursa-
chen und die eigene Rente der Frau niedriger ist.
Noch erschreckender wird das Bild, wenn man auf
das frei verfügbare Einkommen abstellt, also das
Einkommen, das übrigbleibt, wenn die elementa-
ren Lebensbedürfnisse gedeckt sind.“

In der Betrachtung der Familienpolitik der Bundes-
republik Deutschland fällt zunächst auf, daß sie
eine sehr starke Eheorientierung aufweist und eine
Abschwächung der Vorteile des Ehegattensplit-
tings zugunsten einer kinderorientierten Besteue-
rung notwendig ist. Die Gewichte der Förderung
sind zu verlagern von der Ehe weg hin zu den Kin-
dern. Warum sollen kinderlose Einverdiener-Ehe-
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paare und Zweiverdiener-Ehepaare mit stark diver-
gierenden Einkommen durch das Ehegattensplit-
ting so hohe Vergünstigungen haben? Neben der
Konzentration auf die Familie ist es wichtig, daß die
Förderung vor allem auf die junge Familie abstellt.
Der Erziehungsurlaub müßte verlängert und das
Erziehungsgeld erhöht werden. Voraussetzung für
das gesunde Aufwachsen der Kinder ist ja, daß sich 
die Familie in der für die spätere Entwicklung der
Kinder entscheidenden Phase ausreichend der Be-
treuung und Erziehung widmen kann. Bei der Re-
form des Systems der Alterssicherung müssen Kin-
dererziehungszeiten für mindestens drei Jahre pro
Kind anerkannt werden.
Weiterhin ist insbesondere die Lebenslage der Fa-
milien mit niedrigen und durchschnittlichen Ein-
kommen und hier vor allem jener mit vielen Kin-
dern zu verbessern; eine deutliche Erhöhung des
Kindergeldes und eine angemessene Staffelung
nach Kinderzahl ergeben sich als politische Konse-
quenz. Geboten ist primär eine Anhebung des Kin-
dergeldes beim zweiten und dritten Kind. Es darf
nicht mehr so sein, daß man bei der Erörterung der
neuen sozialen Frage bzw. der sogenannten neuen
Armut zunächst an die Familien und die „selbstver-
schuldete Armut durch Kinder“ denkt. Gegenwär-
tig wird allzusehr auf die Kinderfreibeträge gesetzt,
die vor allem deh Eltern mit hohem Einkommen
zugute kommen. Aus sozialpolitischen Erwägun-
gen sollte eine Erhöhung des Kindergeldes Vorrang
haben vor einem weiteren Ausbau der Steuerfrei-
beträge.
Langfristig ist aber auch die Steuerreform zugun-
sten der Familie weiterzuführen. Sie brachte zwar
Erleichterungen für die Familien, insonderheit
durch die Maßnahmen der ersten Stufe, aber sie ist 
andererseits in vielen Aspekten kritisch zu beurtei-
len. weil die dritte Stufe im Jahre 1990 in bestimm-
ten höheren Einkommenslagen den Einkommens-
rückstand gegenüber kinderlosen Ehepaaren ver-
größert und in allzu hohem Maße die Unverheira-
teten entlastet.
Viele Paare wünschen sich mehr Kinder, als dann
tatsächlich geboren werden. Eine staatliche Ver-
besserung der wirtschaftlichen und sozialen Ver-
hältnisse für Familien ist also auch in dieser Per-
spektive keine unzulässige Beeinflussung von indi-
viduellen Entscheidungen, sondern bedeutet die
Schaffung von Voraussetzungen, daß sich Men-
schen ihre Wünsche erfüllen können.
Abschließend ist zu sagen, daß eine Umverteilung
von kinderlosen Erwachsenen auf Familien unum-
gänglich sein wird, will man nicht mit gigantischen
Schulden die Zukunftschancen der künftigen Gene-
rationen völlig verbauen. Generationensolidarität
meint ja die Verpflichtung zugunsten jener, die Kin-
der haben und großziehen. Um hier Erfolge zu
erzielen, müssen allerdings Familieninteressen an
Organisations- und Konfliktfähigkeit gewinnen.
Eine wirkliche Trendwende in der Geburtenent-
wicklung kann allein mit materialer Sozialpolitik
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und einer Verbesserung der Betreuungseinrichtun-
gen und der Arbeitswelt nicht erreicht werden. Not-
wendig sind vor allem veränderte Wertvorstellun-
gen in unserer Bevölkerung über Familie und Kin-
der. Hier sind Erziehungsinstitutionen, Kirchen,
Massenmedien und viele andere Institutionen und
Gruppen gefordert; dort wird aber häufig über Fa-
milie in äußerst abträglicher Weise gesprochen. Es
stimmt zwar, daß hohe Scheidungsziffern, sinkende
Wiederverheiratungen, die Zunahme nichteheli-
cher Lebensgemeinschaften sowie der Verzicht vie-
ler Ehepaare auf Kinder das Plädoyer für die Le-
bensform und die Ordnungsgestalt der Familie er-
schweren; angemessenes Reden über Familie hat
sich aber auf die vielen positiven Seiten der Familie
und ein entsprechendes Engagement zu konzentrie-
ren. Wo gibt es diese im Grundlegenden bejahende
Diskussion in den Medien? Wo wagt man zu sagen,
daß die Familie eine Lebensform ist, in der am ehe-
sten das Zusammenleben der Menschen vernünftig
geordnet, fundamentale Bedürfnisse in angemesse-
ner Weise befriedigt und soziale Identität vermittelt
werden? In den Massenmedien hört man fast nur
von den Schwierigkeiten der Rollenverteilung unter
den Partnern, der Überforderung durch emotional
bestimmte Dauerbeziehungen, von Erziehungs-
problemen und Generationenkonflikten. Trotz vie-
ler Probleme ist jedoch — allen Umfragen zu-
folge — eine grundsätzliche Infragestellung der Fa-
milie nicht gegeben; in der Rangfolge der wichtigen
Wertziele steht sie ganz oben. Hier ergeben sich
Anknüpfungspunkte, um den Wunsch, Familie und
Kinder zu haben, zu stärken.

Im Rahmen der Familienpolitik sollte die Politik füi
ältere Menschen nicht vergessen werden. In der
Zukunft wird die Überalterung unserer Gesell-
schaft ein gravierendes gesellschaftliches und politi-
sches Problem werden. Ein wachsender Anteil der
über Sechzigjährigen an der Gesamtbevölkerung
und eine hohe Lebenserwartung der Menschen ver-
deutlichen die Herausforderung an unsere Gesell-
schaft. Die Probleme werden sich dabei immer we-
niger durch Ausgliederung und Rückzug der älteren
Menschen aus sozialen Zusammenhängen lösen las-
sen; Einstellungen und Bewertungen, was Selbst-
bild und Fremdbild der älteren Mitbürger angeht,
haben sich stark gewandelt, so daß kaum noch auf
alte Vorstellungen und Konzepte zurückgegriffen
werden kann. Dies gilt auch deshalb, weil das Alter
immer weniger durch Abnutzung, „Aufbrauch“.
Verschleiß und frühen Tod gekennzeichnet ist. son-
dern vielmehr durch lange Phasen körperlicher und
geistiger Rüstigkeit. Gerontologische Untersu-
chungen haben erwiesen, welche positiven Auswir-
kungen aktive Lebensgestaltung und gesellschaftli-
che Integration für Langlebigkeit und psychophysi-
sches Wohlbefinden haben.

Die Aufgabe der Zukunft besteht darin, die Mög-
lichkeiten aktiver Lebensgestaltung zu verbessern,
um den älteren Menschen das Gefühl zu vermitteln,
gebraucht zu werden, etwas zu leisten und für an-
dere wertvoll zu sein (Ursula Lehr). Neben der
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freien Wahl des Ruhestandsalters je nach Lebens-
lage und Altemsprozeß, der Eröffnung von Chan-
cen für soziale Dienste und neben Freizeitangebo-
ten öffentlicher und privater Träger wäre nachzu-
denken über die Förderung der Generationensoli-
darität im familiären Bereich.

Die Wünsche der älteren Menschen zielen in der
Regel auf eine gewisse räumliche und soziale Di-
stanz zu ihren Kindern und Enkeln, andererseits
aber auch auf eine Teilnahme durch Besuche, zeit-
weise Beaufsichtigung der Kinder, Hilfen in Notla-
gen und finanzielle Unterstützung. Die Leistungen
sind schon heute ganz beachtlich, insbesondere bei
Belastungen und Lebenskrisen der Jüngeren; sie
sollten durch Familienbildung und -beratung und
sozialpolitische Maßnahmen erleichtert werden, im
Hinblick auf das Wohlergehen der Generationen
und die Grenzen der Leistungsfähigkeit unseres
Sozialstaates.

In diesem Zusammenhang ist zu beachten, daß Ge-
nerationensolidarität nicht nur auf Leistungsbeiträ-
gen der älteren Generation beruht, sondern auch
für sie Leistungsempfang und Schutz bedeutet, ins-
besondere bei Krankheit und Pflegebedürftigkeit.
Vornehmlich Frauen, die aufgrund ihrer gegenüber
den Männern höheren Lebenserwartung die Last
des Alters oft ohne Unterstützung des Ehegatten
tragen müssen, bedürfen generationsübergreifen-
der Hilfestellung. Dem Prinzip der Dezentralisie-
rung, nämlich weniger Aufgaben an große und pro-
fessionelle Einheiten zu delegieren, ist mit der fami-
liären Generationensolidarität Rechnung getragen.
Allerdings ist genau zu überlegen, was, in recht ver-
standener Subsidiarität, den Familien (Frauen!) zu-
gemutet werden darf, und wo der Staat und gesell-
schaftliche Gruppen Aufgaben übernehmen und
Familienleistungen unterstützen, z. B. durch Ange-
bote ambulanter Versorgung (Sozialstationen!),

durch die Förderung von Leistungen bei der Pflege
älterer Menschen in Form von direkten Zahlungen,
steuerlichen Freibeträgen, Anerkennung von Pfle-
gezeiten in der Rentenversicherung sowie durch
eine flexible Arbeitsplatzgestaltung für Familien
mit pflegebedürftigen Personen. Allerdings ist zu
beachten, daß mit der Abnahme der Kinderzahlen,
der Zunahme von Kinderlosigkeit, größerer räum-
licher Mobilität und steigender Frauenerwerbs-
quote die Potentiale der Familie schwinden und die
alte Solidarität der Verwandtschaftsbeziehung zwi-
schen den Generationen weniger und immer unzu-
reichender funktioniert, was der Solidarität jenseits
der Familie größere Bedeutung verleiht.

In jüngster Zeit wurde im Zusammenhang mit den
erörterten Fragen vielfach von einem neuen Gene-
rationenvertrag gesprochen; gemeint ist hiermit,
daß infolge der demographischen Entwicklung eine
Dienstleistungslücke entsteht und die Verpflich-
tung, zur Betreuung und Pflege älterer Menschen
beizutragen, integraler Bestandteil der Solidarität
unter den Generationen zu sein hat. Das ist richtig,
darf aber nicht vergessen lassen, die großen Hilfs-
ressourcen der älteren Mitbürger, speziell der soge-
nannten jungen Alten, sowohl für die jüngeren und
auch die ganz alten Mitglieder unseres Gemeinwe-
sens in und außerhalb der Familie zu nutzen. Viele
ältere Menschen verfügen über viel freie Zeit, gute
Gesundheit und zahlreiche Erfahrungen und
Kenntnisse, die es einzusetzen gilt für eine Sinner-
füllung vermittelnde Tätigkeit. Auch ist mit dem
Rückgang des Anteils der erwachsenen arbeitenden
und erziehenden Generation an der Gesamtbevöl-
kerung daran zu denken, daß junge Alte länger
arbeiten, am besten in Altersteilzeit, und Zeitvolu-
mina abgeben an jene, die einer Erwerbstätigkeit
nachgehen, Kinder erziehen und evtl, noch Pflege-
leistungen erbringen und entsprechend wenig Zeit
haben.

31 B 18



Rudolf Kolb

Bevölkerungsentwicklung und Auswirkungen
auf die Rentenversicherung

I. Einleitung

Seit Jahren wird von vielen Seiten auf die einschnei-
denden Konsequenzen der künftigen Bevölke-
rungsentwicklung der Bundesrepublik Deutschland
für ihre sozialen Sicherungssysteme hingewiesen.
Die Folgen für die gesetzliche Rentenversicherung
(gRV) als das mit Abstand bedeutendste Alters-
sicherungssystem stehen dabei im Vordergrund.
Die Wichtigkeit der Ergänzung der demographi-

schen Betrachtungsweise um wirtschaftliche
Aspekte bedarf der dringenden Verdeutlichung.
Die Standpunkte der Rentenversicherung wurden
dazu im Gutachten der Kommission des Verbandes
Deutscher Rentenversicherungsträger dargelegt.
Vor diesem Hintergrund sind die im Entwurf eines
Gesetzes zur Reform der gesetzlichen Rentenversi-
cherung unterbreiteten Maßnahmen einzuschätzen.

II. Die demographische Entwicklung und ihre Folgen

Zur Abschätzung der Folgen der demographischen
Entwicklung für die gRV muß auf Modellrechnun-
gen zurückgegriffen werden. Die Annahmen derar-
tiger Rechnungen sind bei der Einschätzung der
Ergebnisse zu beachten.
Die künftige Bevölkerungsentwicklung hängt ent-
scheidend von der Entwicklung der Lebenserwar-
tung, der Geburtenhäufigkeiten und der Wande-
rungssalden ab. Wird ein ausgeglichener Wande-
rungssaldo, etwa gleichbleibende Geburtenhäufig-
keiten und eine weitere Verlängerung der Lebens-
erwartung unterstellt, kommt es für die Rentenver-
sicherung zu sehr bedeutsamen Verschiebungen des
Bevölkerungsaufbaues.

Der Anteil der potentiellen Altersrentner (60 Jahre
und älter) wird kontinuierlich von gegenwärtig etwa
20 Prozent auf fast 40 Prozent bis zum Jahr 2030
steigen, gleichzeitig wird der Anteil der potentiellen
Erwerbstätigen (20 bis unter 60 Jahre) von gegen-
wärtig fast 60 Prozent auf gut 45 Prozent der Ge-
samtbevölkerung im Jahr 2030 zurückgehen.

Der demographische Altersquotient, definiert als
das Verhältnis der Personen im Alter von 60 Jahren
und mehr zu den Personen im Alter von 20 bis
59 Jahren, wird dabei zwar zunächst nur allmählich
zunehmen. Ab der Jahrtausendwende wird er bis
2030 jedoch auf einen Wert von über 80 Prozent
ansteigen. Während gegenwärtig auf 100 poten-
tielle Beitragszahler rund 36 potentielle Altersrent-
ner entfallen, werden es daher im Jahr 2030 voraus-
sichtlich mehr als 80 Personen sein.

Wie dramatisch diese Veränderungen langfristig
ausfallen, läßt sich deutlich an Schaubild 1 ablesen.
Es zeigt den Altersaufbau der Bevölkerung für die
Jahre 2015 und 2040 und im Vergleich dazu den aus

dem Jahr 1988. Der Prozeß der fortschreitenden
Alterung der Bevölkerung ist augenfällig. Diese
Überalterung ist der allgemeine Ausdruck einer
schrumpfenden Bevölkerung. Langfristig entstehen
für das im Umlageverfahren finanzierte Alterssi-
cherungssystem der gRV aus der stetig abnehmen-
den Geburtsjahrgangsstärke unvermeidbar tiefgrei-
fende finanzielle Folgen. Denn zu jedem Zeitpunkt
entstammen die zu versorgenden „Alten“ Geburts-
jahrgängen, die stärker besetzt waren als jene Ge-
burtsjahrgänge, denen die als Beitragszahler in Be-
tracht kommenden „Jungen“ entstammen.

Für die Finanzierung der gesetzlichen Rentenversi-
cherung kommt es allerdings nicht unmittelbar auf
die Anzahl der Personen im Renten- und Erwerbs-
alter an, sondern auf das Verhältnis von tatsächli-
chen Rentenbeziehern und tatsächlichen Beitrags-
zahlem. Um diese Relation zu ermitteln, müssen
die rein demographischen Rechnungen um solche
ergänzt werden, die zum einen den Rentenzugang
und den Rentenwegfall und zum anderen den Kreis
ihrer als Beitragszahler Versicherten betreffen.
Werden diese rentenspezifischen Sachverhalte in
die Vorausrechnungen integriert, ist noch deutli-
cher als zuvor zu erkennen, daß die Rentenversi-
cherung langfristig mit schwerwiegenden Proble-
men konfrontiert sein wird.

Unter den Annahmen gleichbleibender Erwerbs-
quoten wird die Anzahl der Beitragszahler bis zum
Jahr 2030 kontinuierlich von etwa 23 Mio. auf
14 Mio. zurückgehen, die Zahl der Rentenfälle hin-
gegen von etwa 13 Mio. auf rund 20 Mio. und die
der Rentner von etwa 11 Mio. auf knapp 17 Mio.
zunehmen. Anders ausgedrückt: Auf der einen
Seite sinkt die Anzahl der Beitragszahler um fast
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Schaubild 1:
Bevölkerungspyramiden für die Jahre 1988, 2015 und 2040

N 1988 172 2015 II 2040

100.000 pro Alter 100.000 pro Alter

die Hälfte, auf der anderen steigt die Anzahl der
Renten bzw. Rentner um etwa die Hälfte.

Während somit gegenwärtig auf 100 Beitragszah-
ler rund 57 zu zahlende Renten (Rentenfallquo-
tient) bzw. 49 Rentner (Rentnerquotient) entfal-
len, werden im Jahr 2030 auf 100 Beitragszahler
rund 143 zu zahlende Renten bzw. 119 Rentner
kommen (Schaubild 2). Das ist das 2,5fache an
Renten oder das 2,4fache an Rentnern pro Bei-
tragszahler.

Damit wird deutlich, daß auf die Rentenver-
sicherung, bedingt durch die demographische
Entwicklung, Probleme zukommen, die sich
nicht durch kurzfristige Überbrückungsmaß-
nahmen bewältigen lassen.
Diese schwerwiegenden Probleme werden sich al-
lerdings erst nach der Jahrtausendwende einstellen;
der Handlungsbedarf besteht aber schon heute,
weil die gRV nur durch Maßnahmen mit langfristi-
gen Auswirkungen gestaltbar ist.

III. Die Entwicklung der Rentenversicherung bei geltendem Recht
im gesamtwirtschaftlichen Kontext

Die rein demographische Betrachtungsweise gibt
aber kein abschließendes Bild. Zur Beurteilung von
Reformmaßnahmen müssen auch die gesamtwirt-

schaftlichen Aspekte einbezogen werden. Denn die
Zusammenhänge zwischen Rentenversicherung
und Volkswirtschaft sind evident. Hier nur einige
Hinweise auf die Bedeutung der wirtschaftlichen
Entwicklung für die Rentenversicherung:

— Die Beschäftigtenentwicklung zählt zu den wich-
tigsten Bestimmungsfaktoren der Rentenfinanzen.
Arbeitsnachfrage und -angebot folgen aber ökono-
mischen Entscheidungsgesetzen; die Demographie
übt auf sie einen nur mittelbaren Einfluß aus.

— Das Arbeitseinkommen ist nicht nur mit Beiträ-
gen zur Rentenversicherung belastet. Es muß die
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Schaubild 2:
Die Entwicklung des Rentenfall-, des Rentner- und des Eckrentnerquotienten

Jahr

Gesamtheit aller sich durch die demographische
Entwicklung ergebenden Be- und Entlastungen in
allen Bereichen der sozialen Sicherung und der Ge-
bietskörperschaften gesehen werden; schließlich
müssen alle Leistungen aus den Einkommen finan-
ziert werden.

— Die Lage auf dem Arbeitsmarkt spiegelt sich 
direkt im Rentenzugang wider, sowohl bei den
Früh- als auch bei den Altersrenten. Die wirtschaft-
liche Entwicklung beeinflußt somit unmittelbar
auch das Rentenzugangsverhalten.
Daher vergab der Verband Deutscher Rentenversi-
cherungsträger (VDR) bereits 1985 ein Gutachten
an die Prognos AG, das sich explizit mit den ge-
samtwirtschaftlichen Entwicklungen und der Ent-
wicklung der Rentenversicherung vor dem Hinter-
grund einer schrumpfenden Bevölkerung auseinan-
dersetzt. Die dort getroffenen Annahmen zur Be-
völkerungsentwicklung gelten im wesentlichen
auch heute noch. Die Annahmen zur Außenwande-
rung werden von den wirtschaftlichen Rahmenbe-
dingungen abhängig gemacht: Zuwanderungen un-
ter günstigen und Abwanderungen unter weniger
günstigen ökonomischen Rahmendaten.
Auch wenn man die erheblichen Unsicherheiten
einer Projektion der ökonomischen Entwicklung

über einen Zeitraum von mehreren Jahrzehnten
bedenkt, so haben doch die daraus gewonnenen
Ergebnisse eine hohe Qualität. Unter der An-
nahme, daß das geltende Recht der sozialen Siche-
rung und die bestehenden staatlichen Aufgabenbe-
reiche im großen und ganzen unverändert fortbeste-
hen, wird der Handlungsbedarf durch die Ergeb-
nisse eines eher optimistischen (oberen) und eines
eher pessimistischen (unteren) Szenarios plastisch
beschrieben. Ohne hier auf die volkswirtschaftli-
chen Globaldaten eingehen zu können, soll an ei-
nige zentrale Ergebnisse aus diesem Gutachten er-
innert werden, die die Entwicklung der Rentenver-
sicherung und deren Folgen kennzeichnen.

Sowohl unter optimistischen als auch unter pessimi-
stischen Rahmenbedingungen ist längerfristig bis
zum Jahr 2015 und erst recht langfristig bis zum Jahr
2030 mit einem starken Belastungsanstieg bei den
Bruttoarbeitsentgelten zu rechnen. Maßgebend da-
für ist der überproportionale Anstieg der Sozialbei-
träge, speziell derjenige der Rentenversicherungs-
beiträge.

Im Jahr 1984 lag die volkswirtschaftliche Netto(ein-
kommens)quote, die den netto verbleibenden Teil
der Bruttoarbeitsentgelte der Arbeitnehmer mißt,
noch bei 68 Prozent. Sie wird unter Status-quo-
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Bedingungen im Jahr 2040 im oberen Szenario nur
noch bei knapp 61 Prozent und im unteren Szenario
bei knapp 53 Prozent liegen. Die Nettoquote würde
folglich im oberen Szenario über den gesamten
Zeitraum der Vorausberechnung hinweg um mehr
als sieben Prozentpunkte, im unteren Szenario so-
gar um mehr als 15 Prozentpunkte sinken, wobei
sich der Rückgang jeweils am stärksten im Zeit-
raum von 2015 bis 2030 vollzieht. Anders ausge-
drückt: Die volkswirtschaftliche Abgabenquote,
die den Anteil der Lohnsteuern und Sozialabgaben
der Arbeitnehmer an ihren Bruttoentgelten mißt,
wird im Jahr 2030 im oberen Szenario bei fast
40 Prozent und im unteren Szenario bei gut 45 Pro-
zent liegen. Dennoch wachsen in beiden Szenarien
die Bruttoeinkommen je Arbeitnehmer so stark,
daß sie die steigende Abgabenbelastung überkom-
pensieren. Die durchschnittlichen realen Nettoent-
gelte je Arbeitnehmer werden auch in Zukunft an-
steigen; sie könnten aber deutlich stärker zuneh-
men, fiele der Anstieg der Abgabenbelastung nicht
so groß aus.

Werden die Abgaben in ihre Komponenten zerlegt,
so wird offenkundig, was den Anstieg verursacht.
Da die Lohnsteuerbelastung nur unterdurchschnitt-
lich steigt, verbleiben die Sozialbeiträge der Arbeit-
nehmer als Verursacher. Für die Arbeitslosenversi-
cherung wird infolge der erwarteten Besserung der
Lage auf dem Arbeitsmarkt mit einer finanziellen
Entlastung gerechnet. Der Beitragssatz zur Ar-
beitslosenversicherung wird im oberen Szenario
von 4,6 Prozent im Jahr 1984 bereits bis zum Jahr
2000 auf 1,5 Prozent zurückgehen, wegen der
schlechteren Beschäftigungssituation im unteren
Szenario erst bis zum Jahr 2015 auf nur 2,5 Pro-
zent.

Für die gesetzliche Krankenversicherung wird da-
gegen ein Anstieg der durchschnittlichen Beitrags-
sätze ausgewiesen. Dieser fällt jedoch im oberen
Szenario moderat aus: Er steigt von 11,4 Prozent
im Jahr 1984 auf 12,8 Prozent bis zum Jahr 2000.
Auf diesem Niveau verharrt er in der Folgezeit bei
leichten Schwankungen. Im unteren Szenario stei-
gen allerdings die Beitragssätze über den gesamten
Modellzeitraum hinweg stetig an, und zwar auf über
20 Prozent bis zum Jahr 2040.

Obwohl also auch die Beitragssätze zur Kranken-
versicherung zunehmen, ist zu erkennen, daß der
überwiegende Teil des Belastungsanstiegs auf das
Anwachsen der Beiträge zur Rentenversicherung
zurückzuführen ist. Bei aller gebotenen Vorsicht
gegenüber so weitreichenden Modellrechnungen ist 
zu erkennen: Selbst unter den günstigen Bedingun-
gen des oberen Szenarios würde der Beitragssatz
zur Rentenversicherung von gegenwärtig 18,7 Pro-
zent auf 27,1 Prozent im Zeitraum bis 2015 und auf
36,7 Prozent bis zum Jahr 2030 ansteigen. Im unte-
ren Szenario wäre sogar ein Anstieg des Beitrags-

satzes bis 2015 auf 29,6 Prozent und bis 2030 gar auf
41,7 Prozent nicht ausgeschlossen.

Daß die Beitragsbelastung am stärksten von der
gesetzlichen Rentenversicherung in die Höhe ge-
trieben wird, wird jedoch nicht allein an den be-
schriebenen Veränderungen der demographischen
Altersstruktur, sondern auch durch den Rückgang
des Finanzierungsanteils des Bundes an der Ren-
tenversicherung sowie durch den Anstieg des Net-
torentenniveaus verursacht.

Die Beibehaltung des derzeit geltenden Rechts,
also die Anbindung des Bundeszuschusses an die
Entgeltentwicklung, würde dazu führen, daß der
Anteil des Bundeszuschusses an der Finanzierung
der Rentenausgaben langfristig von 17,3 Prozent in
1988 auf etwa 11 Prozent bis 13 Prozent im Jahr
2015 und danach absinkt. Da weder die Entwick-
lung der Rentenausgaben noch die der Beitragszah-
ler Berücksichtigung finden, führt die Verschlech-
terung des Bevölkerungsaufbaues zu keiner Anpas-
sung in der Höhe des Bundeszuschusses. Die zu-
rückgehende Beteiligung des Bundes muß mit hö-
heren Versicherungsbeiträgen erkauft werden.

Aber auch die Bruttoanpassung der Renten fordert
ihren Beitrag. Das Nettorentenniveau würde sich
bei geltendem Recht von etwa 72 Prozent im Jahr
1988 auf gut 76 Prozent bis 2030 im oberen und
82 Prozent im unteren Szenario — wegen der dort
noch stärker steigenden Abgabenbelastung der Be-
schäftigteneinkommen — erhöhen.

Die Sozialleistungen der Gebietskörperschaften
nehmen im Vergleich zu denjenigen der Sozialver-
sicherung nur unterdurchschnittlich zu. Beispiels-
weise werden die Ausgaben für Kriegsfolgelasten
demographisch bedingt auslaufen. Ferner wirkt sich
die rückläufige Anzahl von Leistungsberechtigten
dämpfend auf die Wachstumsraten für Leistungen
bei den Ausgaben für Arbeitslosenhilfe, Sozialhilfe
und Kindergeld aus. Das trägt dazu bei, daß die
Steuerlastquote unter Status-quo-Bedingungen in
beiden Szenarien weniger stark ansteigt als die So-
zialbeitragsquote.

Allerdings entwickeln sich die verschiedenen So-
zialleistungen der Gebietskörperschaften sehr un-
terschiedlich. Dadurch kommt es zu erheblichen
Strukturverschiebungen. So weisen die Aufwen-
dungen für öffentliche Pensionen Steigerungsraten
auf, die erheblich über denen der sonstigen sozialen
Leistungen der Gebietskörperschaften liegen. Die
Folge ist, daß sich der Anteil der Pensionszahlun-
gen am Gesamtvolumen der sozialen Leistungen
der Gebietskörperschaften langfristig in etwa ver-
doppelt. Die Leistungsschwerpunkte verschieben
sich damit auch bei den Gebietskörperschaften gra-
vierend in Richtung auf die Alterssicherung.

Hierdurch wird in besonderer Weise deutlich, daß
die Probleme, die sich aus der demographischen
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Entwicklung ergeben, nicht allein die Rentenversi-
cherung, sondern auch andere Bereiche der gesetz-
lichen Alterssicherung betreffen. Maßnahmen zur
Stabilisierung der Rentenversicherung verlangen
vergleichbare Anpassungen in anderen Bereichen
der gesetzlichen Alterssicherung.

Unter Einbeziehung der ökonomischen Entwick-
lung, die die sich aus der Demographie ergeben-
den Probleme entschärfen oder verschärfen kön-

nen, zeigen die hohen Werte der im gelten-
den Recht erforderlich werdenden Rentenver-
sicherungsbeitragssätze an, daß umfassende und
nicht nur punktuelle Maßnahmen notwendig sind,
um die Leistungsfähigkeit der Rentenversi-
cherung zu gewährleisten. Daß dies unter Wahrung
der Grundprinzipien des bestehenden Rentenversi-
cherungssystems möglich ist, sei anhand der Aus-
wirkungen der Vorschläge der VDR-Kommission
demonstriert.

IV. Die ReformVorschläge der VDR-Kommission

Nach den Vorschlägen der Kommission des VDR
sollte die Anpassung der gRV an die sich abzeich-
nenden demographischen und ökonomischen Ver-
änderungen ausgewogen erfolgen und von allen an
der gRV Beteiligten solidarisch getragen werden.
Dazu hat sie ein Maßnahmenbündel vorgeschlagen,
das folgende Bestandteile umfaßt:

— Übergang zu einer Anpassungsformel, die die
gleichgewichtige Entwicklung von verfügbaren
Entgelten und Renten durch die Stabilisierung des
Netto-Standard-Rentenniveaus gewährleistet,

— Anhebung des Bundesanteils auf 20 Prozent der
Rentenausgaben mit anschließender Fortschrei-
bung entsprechend der Entwicklung von Renten-
ausgaben und Beitragssatz,

— Bemessung der Rentenversicherungsbeiträge für
Lohnersatzleistungen nach dem vorausgegangenen
individuellen Bruttoentgelt,

— Neuregelung der beitragslosen Zeiten,

— Veränderung im Rentenzugangsverhalten: Mög-
lichkeiten eines flexibleren Übergangs vom Er-
werbsleben in den Ruhestand und Bedingungen ei-
ner Verlängerung der Lebensarbeitszeit.

Auch im Hinblick auf die angestrebte ausgewogene
Verteilung der Belastungen hat die Kommission
darüber hinaus auf die dringende Notwendigkeit
einer Harmonisierung der gesetzlichen Alterssiche-
rungssysteme hingewiesen.

Werden die Auswirkungen der vorgeschlagenen
Reformmaßnahmen wiederum innerhalb der bei-
den Szenarien des Prognos-Gutachtens untersucht,
so ergeben sich im Vergleich zum geltenden Recht
(Status-quo) erhebliche Reduzierungen im Anstieg
des Beitragssatzes zur Rentenversicherung, wie aus
Schaubild 3 zu ersehen ist. Der unter Status-quo-
Bedingungen im oberen Szenario bis zum Jahr 2015
auf 27,1 Prozent ansteigende Beitragssatz wird auf
21,4 Prozent herabgedrückt. Die Begrenzungswir-
kung liegt hier bei 5,7 Prozentpunkten und damit
bei etwa einem Drittel des Anstiegs, der sich bei
geltendem Recht ergeben würde. Im unteren Sze-

nario würde der Beitragssatz statt auf 29,6 Prozent
um 6 Prozentpunkte weniger auf 23,6 Prozent an-
steigen. Der nach geltendem Recht errechnete An-
stieg wird in diesem Fall etwa um die Hälfte ver-
mindert.

Auf sehr lange Sicht, im Zeitraum nach dem Jahr
2015, fallen die Entlastungswirkungen noch deutli-
cher aus. Zu dem Zeitpunkt, in dem die Belastung
aufgrund der demographischen Entwicklung etwa
ihren Höhepunkt erreichen wird, kann im oberen
Szenario der Beitragssatz durch die Maßnahmen
um etwa zehn Prozentpunkte niedriger liegen als
ohne diese; d. h. er beträgt im Jahr 2030 dann
26,6 Prozent statt 36,7 Prozent. Im unteren Szena-
rio ergibt sich sogar eine Entlastung um 13 Prozent-
punkte; der Beitragssatz erreicht eine Höhe von
28,8 Prozentim Vergleich zu 41,7 Prozent nach gel-
tendem Recht.

Ferner kommt es, und das ist von besonderer
Bedeutung, zu einer gesamtwirtschaftlichen Erhö-
hung der Netto(einkommens)quote der Arbeit-
nehmer und damit zu einer Verringerung der Ab-
gabenlast bei den Aktiveneinkommen. Die Ent-
lastungen von Rentenversicherungsbeiträgen wer-
den also weder durch steigende sonstige Sozialbei-
träge noch durch höhere Lohnsteuerbelastungen
aufgezehrt.

Die Nettoquote steigt bereits bis 2015 im oberen
Szenario um 0,7 und im unteren Szenario um
1,0 Prozentpunkte, jeweils gemessen an der Status-
quo-Entwicklung. Wegen der größeren Beitrags-
satzverminderung fallen die Entlastungswirkungen
im darüber hinausgehenden Zeitraum noch deutli-
eher aus. Im oberen Szenario steigt die Nettoquote
bis 2030 um 1,7, im unteren Szenario um 2,3 Pro-
zentpunkte. Diese Entlastungen gelten im volks-
wirtschaftlichen Durchschnitt. Sozialversicherungs-
pflichtige Arbeitnehmer mit Einkommen unterhalb
der Beitragsbemessungsgrenze ziehen aus einem
Sinken des Beitragssatzes zur Rentenversicherung
einen größeren Vorteil als diejenigen, die höhere
Einkommen haben.
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Schaubild 3:
Die Entwicklung des Beitragssatzes zur Rentenversicherung bei geltendem Recht

und mit Kommissionsvorschlägen für unterschiedliche Szenarien
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— Neuordnung der Anrechnung und Bewertung
beitragsloser und beitragsgeminderter Zeiten so-
wie

— Gewährung zweier zusätzlicher Kindererzie-
hungsjahre für Geburten ab 1992.

Grundsätzlich wird dieser — von einer breiten par-
lamentarischen Mehrheit getragene — Entwurf
von den Rentenversicherungsträgern begrüßt. Er
orientiert sich in wichtigen Teilbereichen an den
von der VDR-Kommission unterbreiteten Vor-
schlägen. Die vorgesehenen, finanzwirksamen
Maßnahmen tragen zu der langfristig erforderlichen
finanziellen Konsolidierung und Stabilität der Ren-
tenversicherung bei.

Modellrechnungen des VDR zeigen, daß unter Be-
rücksichtigung des Reformentwurfes im Jahr 2000
Beitragssätze zur gRV erreicht werden, die zwi-
schen 20,2 Prozent und 20,6 Prozent (je nach Be-
schäftigtenentwicklung) liegen. Im Vergleich zur
Status-quo-Entwicklung bedeutet dies, daß der An-
stieg des Beitragssatzes um rund 2 Prozentpunkte
gebremst wird.

Für das Jahr 2010 ergeben sich unter Berücksichti-
gung der Maßnahmen Beitragssätze zwischen
21,2 Prozent und 22 Prozent. Die Minderung des
Beitragssatzanstieges gegenüber geltendem Recht
liegt zwischen 3,2 und 3,9 Prozentpunkten. Auch
hier wird erkennbar, daß die Konsolidierungswir-
kungen unter vergleichsweise ungünstiger Arbeits-
marktentwicklung stärker einzuschätzen sind als
unter günstigeren Umständen.

Außer der finanziellen Gesamtwirkung ist im Sinne
der Belastungsverteilung der Umfang der einzelnen
Maßnahmen zum Gesamtergebnis von Interesse.
Werden die Entlastungswirkungen in Beitragssatz-
punkten gemessen, zeigt sich für eine mittlere Be-
schäftigtenvariante: Die Nettoanpassung trägt mit
rund 1,1 Beitragssatzpunkten für das Jahr 2000 und
etwa zwei Punkten für das Jahr 2010 am stärksten
zur Entlastung gegenüber der Status-quo-Entwick-
lung bei, gefolgt von dem Bundesanteil mit 0,6
(Jahr 2000) bzw. knapp 0,9 (Jahr 2010) Punkten.
Die Anhebung der Beiträge für Lohnersatzleistun-
gen erbringt einen Einspareffekt von jeweils etwa
0,3 Punkten in den Jahren 2000 und 2010. Demge-
genüber führt die modifizierte Ausdehnung der
Rente nach Mindesteinkommen zu einem zusätzli-
chen Ausgabeneffekt in Höhe von fast 0,2 Beitrags-
satzpunkten im Jahr 2000 und 0,25 Punkten im Jahr
2010. Die Anhebung der Altersgrenzen wird erst
sukzessive ab 2001 finanzwirksam werden; der Ein-
spareffekt liegt im Jahr 2010 bei 0.2 Beitragssatz-
punkten.

Daraus leiten sich die folgenden Belastungen für
Beitragszahler, Rentner und Bund ab: Für das Jahr
2010 betrachtet, tragen die Beitragszahler mit rund
47 Prozent fast die Hälfte, die Rentner mit 34 Pro-

zent etwa ein Drittel, der Bund jedoch mit 14 Pro-
zent nur ein Siebtel der Gesamtbelastung. Andere
Zweige der Sozialversicherung sind mit rund fünf
Prozent beteiligt. Die von den Rentenversiche-
rungsträgern geforderte ausgewogene Verteilung
der Lasten wird also nicht erreicht. Die Lasten wer-
den zugunsten des Bundes vor allen Dingen auf die
Versicherten und wesentlich stärker auf die Rent-
ner als auf die Steuerzahler abgewälzt.

Trotz der im Grundsatz bestehenden Übereinstim-
mung stehen die Rentenversicherungsträger aller-
dings einzelnen Maßnahmen des vorliegenden Ent-
wurfs zum Rentenreformgesetz 1992 mit großer
Skepsis gegenüber. Das betrifft vor allem

— die unzulängliche Erhöhung und Dynamisierung
des Bundesanteils,

— die Übertragung der Kosten von Kindererzie-
hungsleistungen als Maßnahmen des Familienla-
stenausgleichs auf die Versicherten in der gRV,

— die Festschreibung der Schwankungsreserve auf
einem zu niedrigen Niveau mit der Gefahr fortwäh-
render Liquiditätsengpässe und

— die Ausgestaltung der Bundesgarantie als bloße
zwischenzeitliche Liquiditätshilfe, die zurückzahl-
bar ist.

Die Kommission des VDR hatte vorgeschlagen,
den Bundesanteil auf 20 Prozent der Rentenausga-
ben anzuheben und gemäß der Entwicklung der
Rentenausgaben sowie der des Beitragssatzes fort-
zuschreiben. Die statt dessen im vorliegenden Ge-
setzentwurf vorgesehenen Maßnahmen bewirken
lediglich, daß der Anteil des Bundes an den Ren-
tenausgaben nicht erhöht, sondern in etwa stabili-
siert wird. Dagegen hätte ein deutlich wachsender
Bundesanteil drei entscheidende Vorteile:

— Beitragszahler, Rentner und Bund würden je-
weils gleichmäßig an der Finanzierung der absehba-
ren Mehrbelastungen beteiligt.

— In langfristiger Sicht würden die Bundesmittel
den Anteil der nicht beitragsgedeckten (sogenann-
ten versicherungsfremden) Leistungen an den Ren-
tenausgaben. der sich je nach Abgrenzung zwischen
einem Viertel und einem Drittel der Rentenausga-
ben bewegt, damit immer noch nicht erreichen.

— Der höhere Bundeszuschuß würde sich bei einer
vergleichsweise ungünstigen wirtschaftlichen Ent-
wicklung positiv auf die Einkommens- und Beschäf-
tigungssituation auswirken.

Entgegen der bisherigen Finanzierungspraxis wer-
den die Kosten der Anerkennung der Kindererzie-
hungszeiten der Rentenversicherung übertragen.
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Trotz der dafür zum Ausgleich vorgesehenen ein-
maligen Erhöhung der Bundesmittel wird diese ge-
plante Neuregelung abgelehnt:
- Sie führt erstens zu einem nicht sachgerechten
Ergebnis. Die rentenrechtliche Anerkennung von
Kindererziehungszeiten ist Aufgabe des allgemei-
nen Familienlastenausgleichs — was unbestritten
ist. Die Finanzierung ist folglich aus Steuermitteln
vorzunehmen.
- Die Überwälzung dieses Finanzierungsrisikos
auf die Versicherten macht sich spätestens dann
systemwidrig bemerkbar, wenn die Kosten deutlich
ansteigen werden. Langfristig ist eine Ausweitung
dieser Zeiten oder deren Höherbewertung nicht

auszuschließen. Die dann entstehenden Mehrko-
sten müßten die Beitragszahlerder Rentenversiche-
rung tragen.

— Schließlich überzeichnet diese Kostenverlage-
rung die tatsächliche Entwicklung des Bundesan-
teils. Wird der sich im Jahr 2000 für Kindererzie-
hungszeiten auf 2,2 Prozent der Rentenausgaben
belaufende Betrag aus dem Bundesanteil elimi-
niert, verbleibt ein Finanzierungsanteil des Bundes,
der zwischen 17,2 Prozent und 17,7 Prozent der
Rentenausgaben (je nach Beschäftigtenentwick-
lung) liegt. Folglich beträgt der Bundesanteil nicht
rund 20 Prozent, sondern nur rund 17,5 Prozent
der Rentenausgaben.

VI. Schlußbemerkung

Unter den Bedingungen des geltenden Leistungs-
rechts und der gegenwärtigen Finanzierungsrege-
lungen kommt es langfristig, auch bei vergleichs-
weise günstiger wirtschaftlicher Entwicklung, zu ei-
nem deutlichen Belastungsanstieg der Aktivenein-
kommen.

Die Hauptlast der Entwicklung wird die gesetzliche
Rentenversicherung zu tragen haben. Vor diesem
Hintergrund hat der Verband Deutscher Renten-
versicherungsträger ein Konzept zur Reform der
gesetzlichen Alterssicherung vorgelegt. Es zeigt,
daß die Rentenversicherung auch im Fall einer un-
günstigen Wirtschaftsentwicklung trotz der proble-
matischen demographischen Entwicklung finan-
zierbar bleibt. Die anstehenden demographischen
Probleme können dementsprechend ohne Ände-
rung der Grundprinzipien und ohne Systemwechsel
bewältigt werden.

Die Regierungsparteien und die SPD-Opposition
stimmen in dieser Einschätzung mit den Rentenver-

sicherungsträgern überein. Die im vorliegenden
Entwurf eines Rentenreformgesetzes 1992 vorgese-
henen Maßnahmen zielen in ihrer Gesamtheit in die
richtige Richtung. Der Beitragssatzanstieg wird ge-
bremst, es kommt zu einer deutlichen Entlastung
gegenüber der sonst vorgezeichneten Status-quo-
Entwicklung.

Unbefriedigend ist die vorgesehene Neuregelung
des Bundesanteils sowie die beabsichtigte Über-
tragung von Leistungen für Zeiten der Kinder-
erziehung auf die Rentenversicherung. Eine
deutlich höhere als die im Reformentwurf vorgese-
hene Bundesbeteiligung sowie eine andere Fort-
schreibungspraxis wären gesamtwirtschaftlich
vorteilhafter und sachgerechter.

Die Anrechnung von Kindererziehungszeiten ist
aus ordnungspolitischer Sicht dem Familienlasten-
ausgleich und damit eindeutig dem Aufgabenbe-
reich des Staates zuzurechnen. Für deren Finanzie-
rung ist ausschließlich der Bund und nicht die Ren-
tenversicherung zuständig.
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Josef Schmid: Die Bevölkerungsentwicklung in der Bundesrepublik Deutschland

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 18/89, S. 3—15

Die Aufeinanderfolge von geburtenstarken Jahrgängen der sechziger Jahre und einem unerwartet dauer-
haften Geburtentief seit Beginn der siebziger Jahre wird die Bevölkerungsstruktur der Bundesrepublik in
den kommenden Jahrzehnten prägen. Nach einer realistischen Schätzvariante wird die deutsche Bevölke-
rung bis zum Jahre 2000 auf über 54 und bis 2030 auf circa 42 Millionen zurückgehen. Bei Hinzuzählung
eines gewissen Ausländeranteils dürfte die Gesamtbevölkerung dann mehr als 46 Millionen Menschen
ausmachen.

In der deutschen Bevölkerung kombinieren sich seit nahezu zwei Jahrzehnten niedrige Kinderzahlen mit
steigender Lebenserwartung. Das führt zu einer beschleunigten Alterung: junge Menschen unter 20 werden
von derzeit 13 Millionen auf 7.2 im Jahre 2030, d. h. von 20 Prozent auf 15 Prozent absinken. Der Anteil
der über 60jährigen wird dagegen von derzeit 22 Prozent bis 2030 auf 40 Prozent anwachsen.

Diese Entwicklung wird hohe Anpassungsleistungen im Bereich des Bildungswesens, des Arbeitsmarktes,
der Altersversorgung und des Gesundheitswesens erfordern.

Bernhard Felderer: Immigration, Geburtenentwicklung und Wirtschaft
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 18/89, S. 16—22

Durch die Immigration von Spätaussiedlern und Asylanten wird die Wohnbevölkerung in der Bundesre-
publik in den nächsten zehn Jahren nicht schrumpfen, sondern sogar noch geringfügig wachsen. Langfristig
allerdings dürfte eine Schrumpfung der Wohnbevölkerung unabwendbar sein.
Der Beitrag erläutert zunächst die wirtschaftlichen Konsequenzen der Immigration. Es wird die Meinung
vertreten, daß die Auswirkungen der Immigration für das aufnehmende Land wirtschaftlich gesehen positiv
zu beurteilen ist. Anschließend wird die Entwicklung der gesamtwirtschaftlichen Nachfrage und des
Arbeitsmarktes diskutiert. Der Beitrag kommt zu dem Schluß, daß die demographische Entwicklung zu
einem Sinken der Arbeitslosigkeit beitragen kann und die Lohnstruktur sich zugunsten junger Arbeits-
kräfte ändern wird. Ferner wird erörtert, ob und in welchem Ausmaß technischer Fortschritt von der
demographischen Entwicklung abhängt. Da der technische Fortschritt nicht nur von der Bevölkerungs-
entwicklung beeinflußt wird, ist eine eindeutige Aussage sehr schwierig. Die Meinungen tendieren dahin,
bei schrumpfender Bevölkerung einen eher schwachen negativen Einfluß auf die Höhe des technischen
Fortschritts anzunehmen.

Detlef Grieswelle: Diskurs über Bevölkerungsfragen und Familienpolitik
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 18/89, S. 23—31

Die öffentliche Diskussion über die Bevölkerungsentwicklung, ihre Folgen und den politischen Handlungs-
bedarf ist in der Bundesrepublik Deutschland sehr spät in Gang gekommen und hat auch heute noch nicht
jenen Stellenwert, der dem Problem eigentlich zukommen sollte. Viele Faktoren tragen dazu bei. den 
Problemcharakter zu verneinen, zu verharmlosen bzw. zu verdrängen und so die Herausforderungen nicht
oder unzulänglich wahrzunehmen.

Ein Hauptmerkmal der Debatte ist. daß bevölkerungsbezogenes Handeln fast ausschließlich als Anpassung
an bereits eingetretene bzw. absehbare demographische Entwicklungen begriffen wird, kaum als gebur-
tenfördernde Politik durch die Stärkung der Familie. Häufig trifft man eine Unterscheidung zwischen einer
negativ bzw. als unwirksam bewerteten Bevölkerungs- und einer eher positiv eingeschätzten Familienpo-
litik, obwohl letztere immer auch demographische Politik bedeutet im Sinne einer Beeinflussung von Zahl
und Struktur der Bevölkerung. Wesentliche Fragen für die weitere Entwicklung von Familie und Bevöl-
kerung sind die staatliche Sozialpolitik zugunsten der Familie, das Angebot an Infrastrukturen für die
Nachwuchsbetreuung, die familienorientierte Gestaltung der Arbeitswelt und die Solidarität mit den älte-
ren Menschen.

Rudolf Kolb: Bevölkerungsentwicklung und Auswirkungen auf die Rentenversicherung
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 18/89, S. 32—39

Der vorliegende Beitrag zeigt, daß es aufgrund der Bevölkerungsentwicklung langfristig — auch bei ver-
gleichsweise günstiger wirtschaftlicher Entwicklung — zu einem deutlichen Belastungsanstieg der Aktiven-
einkommen kommen wird. Die Hauptlast der Entwicklung wird die gesetzliche Rentenversicherung zu
tragen haben. Das vom Verband Deutscher Rentenversicherungsträger vorgestellte Konzept zur Reform
der gesetzlichen Rentenversicherung macht aber deutlich, daß die Rentenversicherung auch im Fall einer
ungünstigen Wirtschaftsentwicklung trotz der problematischen demographischen Entwicklung finanzierbar
bleibt, ohne Änderung der Grundprinzipien und ohne Systemwechsel.

Die im vorliegenden Entwurf eines Rentenreformgesetzes 1992 vorgesehenen Maßnahmen zielen in ihrer
Gesamtheit in die richtige Richtung. Der Belastungsanstieg wird gebremst. Allerdings ist die vorgesehene
Neuregelung des Bundcsanteils sowie die beabsichtigte Übertragung von Leistungen für Zeiten der Kin-
dererziehung auf die Rentenversicherung unbefriedigend.


	Impressum
	Die Bevölkerungsentwicklung in der Bundesrepublik
	I. Schlaglicht auf die Bevölkerungssituation 
	II. Bevölkerungsprognose 
	III Altersstruktur und Alterungsvorgang 
	IV. Familien-und Haushaltsstruktur 
	V. Problembereiche 

	Immigration, Geburtenentwicklung und Wirtschaft
	I. Die Bundesrepublik: Ein Einwanderungsland 
	II. Gesamtwirtschaftliche Nachfrage und Bevölkeru
	III. Arbeitsmarkt 
	IV. Knappe Ressourcen und Umwelt 
	V. Technischer Fortschritt 
	VI. Pro-Kopf-Einkommen 
	VII. Zusammenfassung 

	Diskurs über Bevölkerungsfragen und Familienpolit
	I. Probleme rationaler Erörterung 
	II. Bevölkerungs-und Familienpolitik 
	III. Familienpolitische Maßnahmen 

	Bevölkerungsentwicklung und Auswirkungen auf die 
	I. Einleitung 
	II. Die demographische Entwicklung und ihre Folge
	III. Die Entwicklung der Rentenversicherung bei g
	IV. Die ReformVorschläge der VDR-Kommission 
	V. Entwurf zum Rentenreformgesetz 1992  
	VI. Schlußbemerkung 


